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The United States and the Federal Republic have 
always been firm friends and allies, but today we 
share an added role: partners in leadership.
George H. W. Bush, 1989

The transatlantic alliance is back. And we are not 
looking backward; we are looking forward, together.
Joe Biden, 2021
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GELEITWORT HEIKO MAAS, MDB - BUNDESMINISTER DES AUSWÄRTIGEN

Geleitwort 
Heiko Maas, MdB 
Bundesminister des Auswärtigen

Transatlantisches Fundament

Deutschlands Freundschaft mit seinen Wertepartnern USA und Kanada ist tief, 
belastbar und heute wichtiger denn je.

Dass unser Land nach den unbeschreiblichen Verbrechen des Zweiten Weltkriegs und 
dem Zivilisationsbruch der Shoa heute im freiheitlich-demokratischen westlichen 
Wertesystem tief verankert ist, ist alles andere als eine Selbstverständlichkeit. Wir ver-
danken dies auch unseren Partnern auf der anderen Seite des Atlantischen Ozeans. 
Ohne den Marshallplan und ohne die Unterstützung bei der deutschen Wiederverei
nigung sähe unser Land heute anders aus. Wahr ist aber auch: Deutschlands Veranke-
rung im Westen besteht aus zwei Säulen: der engen Partnerschaft mit Nordamerika 
und der tiefen Integration in Europa.

Ich danke dem amtierenden Koordinator für die zwischengesellschaftliche trans
atlantische Zusammenarbeit, Peter Beyer, und seinen Vorgängern im Amt für ihr 
engagiertes Einstehen und Werben für die transatlantische Partnerschaft – bei uns 
und in den USA und Kanada. Ebenso danke ich allen Transatlantikerinnen und Trans-
atlantikern, die sich im Laufe der Jahrzehnte um die einzigartigen, vielgestaltigen 
Beziehungen zu Washington und Ottawa verdient gemacht haben. Ich denke hierbei 
vor allem an die zahlreichen Menschen, die sich in ihrem Beruf oder im Ehrenamt für 
diese fundamental wichtigen Beziehungen engagieren – in Verbänden, Thinktanks 
und Instituten, in den zahlreichen deutsch-amerikanischen Klubs oder auch als enga-
gierte Lehrerinnen und Lehrer und Gasteltern im Schüleraustausch. Nicht zuletzt 
danke ich den vielen amerikanischen und kanadischen Soldatinnen und Soldaten 
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in Deutschland, die über Jahrzehnte nicht nur für die Sicherheit Deutschlands und 
Europas eingestanden sind, sondern auch Botschafterinnen und Botschafter ihrer 
Länder waren. Es ist diese gesellschaftliche Tiefe und Breite, die aus unseren Bezie-
hungen Freundschaften macht.

Unsere Freundschaft beruht auf Frei-
heit und geteilten Werten. Deshalb ist 
die transatlantische Partnerschaft heute 
mehr denn je eine dringend notwendige 
Allianz und gegenseitige Versicherung. 
In Zeiten, in denen unsere Demokratien 
sowohl von innen als auch von außen herausgefordert sind, müssen wir umso fester 
zusammenstehen und für Sicherheit und Wohlstand auf beiden Seiten des Atlantiks 
eintreten: um die Resilienz unserer Demokratien, Rechtsstaatlichkeit sowie Bürger- 
und Menschenrechte zu stärken – Maßstäbe, die wir immer auch zuerst an uns selbst 
legen müssen.

Entscheidend bleibt darüber hinaus, dass unsere Länder der regelbasierten inter-
nationalen Ordnung und der multilateralen Zusammenarbeit verschrieben bleiben. 
Nur so können wir den großen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts erfolgreich 
begegnen. Ob es globale Fragen zu Pandemien oder zum Klimawandel sind oder Auf-
gaben wie ein uns immer stärker herausforderndes China und ein aggressiver agie-
rendes Russland – wir brauchen einander auf beiden Seiten des Atlantiks, wenn wir 
Frieden, Wohlstand und unsere Lebensgrundlagen erhalten wollen.

Mit Blick auf die nächsten 40 oder gar 80 Jahre, um einen kurzen Blick bis über das 
Ende unseres Jahrhunderts hinaus zu wagen, gilt es nun, die gute und vertrauens-
volle Zusammenarbeit zwischen Europa und Nordamerika zu erneuern und an die 
Anforderungen des 21. Jahrhunderts anzupassen. Es gibt viele Wege, dieses Ziel zu 
erreichen. Mir ist dabei besonders wichtig, die jungen Menschen in unseren Ländern 
mitzunehmen und zu Neugier aufeinander zu ermutigen. Denn klar ist: Die trans-
atlantischen Beziehungen – gesellschaftlich, politisch, wirtschaftlich, sicherheitlich, 
kulturell – werden noch gebraucht – morgen mehr als gestern.

Wir brauchen einander  
auf beiden Seiten des  
Atlantiks, wenn wir Frieden  
und Wohlstand erhalten wollen.
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VORWORT PETER BEYER, MDB - TRANSATLANTIKKOORDINATOR, AUSWÄRTIGES AMT

Vorwort  
Peter Beyer, MdB 
Transatlantikkoordinator

Die Zukunft ist transatlantisch

Die atlantische Allianz ist kein Auslaufmodell, sondern der Schlüssel für eine 
lebenswerte Zukunft.

Das Amt des Transatlantikkoordinators der Bundesregierung wurde vor 40 Jahren 
geschaffen – und ein solches Jubiläum wirft auch immer Fragen über die Zukunft 
auf: Wo stehen wir in 40 Jahren? Wie viel Einfluss nehmen Systeme Künstlicher 
Intelligenz auf demokratisch-politische Prozesse? Haben wir den Klimawandel 
gestoppt? Welche Rolle spielt China? Sind die liberale Demokratie und die freie 
Weltordnung auf dem Rückzug – oder auf dem Vormarsch?

Natürlich weiß niemand, wie die Welt im Jahr 2061 aussehen wird. Eine Prognose 
wage ich dennoch: Die Welt, und nicht nur der Westen, wird deutlich lebenswerter 
und liberaler sein, wenn Europa, die USA und Kanada in einer vertrauensvollen und 
engen Allianz auf Augenhöhe agieren. Ideal wäre natürlich eine enge Zusammen-
arbeit aller „like-minded democracies“, wie es Joe Biden formuliert.

Eines dürfte uns in den vergangenen Jahren klar geworden sein: Transatlantischer 
Zusammenhalt ist kein Naturgesetz – wir müssen uns jeden Tag für diese Partner-
schaft und Freundschaft stark machen. So werden wir all jenen, die von „strategischer 
Autonomie“ der Europäischen Union, von der Auszehrung und Erschöpfung des 
westlichen Bündnisses sprechen, beweisen: Die atlantische Allianz ist kein Auslauf-
modell, sondern hochaktuell – und der Schlüssel für eine lebenswerte Zukunft.
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Der transatlantische Reflex – und die transatlantische Reflexion –, diese Dinge haben 
die Autorinnen und Autoren gemeinsam, die einen Essay für diese Festschrift zum 
40-jährigen Bestehen der Institution des Transatlantikkoordinators im Auswärtigen 
Amt geschrieben haben. Ihnen allen möchte ich von Herzen danken. Ich verneige 
mich zudem voller Respekt vor meiner Vorgängerin Hildegard Hamm-Brücher und 
meinen Vorgängern in diesem Amt. Jeder Einzelne von ihnen hat sich mit großem 
Einsatz, politischer Intelligenz und anhaltender Leidenschaft um die Beziehungen zu 
unseren Freunden auf der anderen Seite des Atlantiks nachhaltig verdient gemacht.

Ich danke auch und besonders den Kana-
diern für die lange Freundschaft und 
Verbundenheit. Sie beeindrucken mich 
mit ihrer Innovationskraft, Kreativität, 
aber auch mit ihrem konsequenten Ein-
stehen für Demokratie und Menschenrechte jeden Tag aufs Neue. Dankbar bin ich 
darüber hinaus den vielen US-Amerikanern, die sich täglich und kraftvoll für die 
transatlantischen Beziehungen einsetzen – und die auch in den schwierigen Zeiten 
unserer Partnerschaft die Verständigung mit Deutschland und Europa gesucht haben. 
Auch in den deutschen Botschaften in Washington und Ottawa sowie in den General-
konsulaten haben sich unsere Diplomaten in schwierigen Zeiten für diese Beziehung 
engagiert – ihnen danke ich ebenso wie allen Menschen, die sich beruflich und privat 
für die transatlantische Freundschaft begeistern. Last, but not least bedanke ich mich 
bei allen, die beim Erscheinen dieser Festschrift mitgewirkt haben – vor allem bei 
meinem Team im Auswärtigen Amt, Susann Schuld, Iskandar Jahja und Alexander 
Kohnen, sowie bei den Kolleginnen und Kollegen unseres Sprachendiensts.

Wir müssen uns jeden Tag  
für die transatlantische 
Partnerschaft stark machen.
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• Botschafter von Kanada in Deutschland und Sonderbotschafter für die EU und Europa
Außenminister von Kanada 2015-2017
Umweltminister von Kanada 2004-2005
Vorsitzender der UN-Klimakonferenz (COP11/MOP1) 2005

• 
• 
• 

Mobilisierung des Atlantischen Bündnisses  
zur Bekämpfung des Klimawandels

Wie wollen wir zukünftigen Generationen die Welt hinterlassen? Fest steht: Wenn 
wir Extremwetterereignisse, Versteppung und Wasserknappheit aufhalten wollen, 
brauchen wir eine optimale Koordinierung zwischen den Innovationstreibern 
Deutschland, USA und Kanada. Der Schlüssel liegt in einem freien und fairen Handel.

Heute, da wir das vierzigjährige Bestehen der transatlantischen Zusammenarbeit zwi-
schen unseren Ländern feiern, steht die Menschheit vor einer sich stetig verschärfen-
den Klimakrise. Und in diesem Zusammenhang gilt es, zumindest Folgendes festzu-
stellen: Die Welt braucht eine optimale Koordinierung zwischen den hervorragenden 
Innovationstreibern Deutschland, USA und Kanada.

Es steht enorm viel auf dem Spiel: Klimaforscher warnen, dass bei der gegenwärtigen 
Entwicklung der Treibhausgasemissionen (THG) die globale Erwärmung im Jahr 2100 
einen Wert von mindestens 3 Grad Celsius über dem vorindustriellen Wert erreicht 
haben wird, wobei die Temperaturen danach noch weiter ansteigen werden. Wie wir 
wissen, besteht das im Übereinkommen von Paris niedergelegte Klimaziel darin, die 
Erwärmung deutlich unter 2 Grad Celsius zu halten. Eine Welt mit einer globalen 
Erwärmung von 3 Grad Celsius oder mehr ist nicht das, was wir künftigen Generatio-
nen hinterlassen wollen; es wäre eine Welt, in der sich Extremwetterereignisse häufen, 
in der der Meeresspiegel steigt, in der mehr und mehr Pflanzen und Tiere aussterben, 
in der immer längere Dürreperioden und nie dagewesene Hitzewellen auftreten, eine 
von Versteppung, Nahrungsmangel und Wasserknappheit gezeichnete Welt.

Botschafter Stéphane Dion
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Bei den derzeitigen staatlichen Selbstverpflichtungen werden die CO2-Emissionen 
weltweit bis 2030 um lediglich 0,5 Prozent gegenüber dem Wert von 2010 sinken. 
Will man die globale Erwärmung jedoch unter 2 Grad Celsius halten, so dürfen 
die CO2-Emissionen nicht über den jetzigen Wert steigen und müssen in der Folge 
stark sinken, so dass sie im Jahr 2040 nur noch die Hälfte des heutigen Ausstoßes aus
machen. Bis zum Jahr 2070 müssen die Emissionen dann bei Netto Null liegen.

Die Welt wird diese Herausforderungen nicht ohne eine starke transatlantische 
Zusammenarbeit bestehen, wobei es insbesondere gilt, unsere drei Länder zu mobili
sieren. Diese Mobilisierung muss unsere Regierungen, den Privatsektor und unsere 
jeweilige Bevölkerung einschließen. Schließlich befinden sich 92 der 100 größten 
Cleantech-Unternehmen in unserem transatlantischen Gebiet, davon 51 in den USA, 
11 in Kanada und 9 in Deutschland (nach Angaben der Cleantech Group).

Obwohl die kanadische Wirtschaft kleiner ist als die deutsche oder die US-amerika
nische, zählt sie zu den weltweit führenden Volkswirtschaften auf dem Gebiet der 
nachhaltigen Technologien und ist in den Bereichen Wasserstofftechnologie, nach-
haltige Ressourcen, CO2-Abscheidung, Energiespeicherung, intelligentes Strom-
netz, Wassertechnik, seltene Erden usw. besonders gut aufgestellt. Kanada ist in der 
Lage, einen Überschuss an sauberer, erneuerbarer Energie zu exportieren und kann 
dadurch den Vereinigten Staaten und Deutschland helfen, ihre THG-Reduktions-
ziele zu erreichen. Um es Kanadas Wirtschaft zu ermöglichen, ihr Potenzial für eine 
Energiewende voll auszuschöpfen, muss die amerikanische Wirtschaft in dieselbe 
Richtung einschwenken. Das Gleiche gilt auch für die deutsche Wirtschaft, die einen 
amerikanischen Partner braucht, der sich dem Weg der Nachhaltigkeit uneinge-
schränkt verschrieben hat.

Glücklicherweise fällt dieser vierzigste Jahrestag mit einer erheblichen Neubelebung 
unserer Bande und deutlichen Fortschritten in unseren Beziehungen zusammen. Ein 
resolutes Comeback der Vereinigten Staaten ist mehr als willkommen, denn diese 
Supermacht ist unverzichtbar, wenn es darum geht, eine nachhaltige Wirtschaft auf-
zubauen, die das Leben auf der Erde respektiert.

13



BOTSCHAFTER STéPHANE DION

Die Vereinigten Staaten sind wieder im Übereinkommen von Paris zurück und wir 
können darauf zählen, dass mit ihrer Hilfe auf dem VN-Weltklimagipfel, COP26, der 
im November im Vereinigten Königreich stattfinden soll, Fortschritte erzielt werden. 
Deutschland, Kanada, die Europäische Union, das Vereinigte Königreich und nun-
mehr auch die Vereinigten Staaten unter der Führung von Präsident Joe Biden verfol-
gen das gemeinsame Ziel, die THG-Emissionen bis 2050 auf Netto Null abzusenken. 
Das sind erfreuliche Neuigkeiten, aber es sind nur noch 30 Jahre bis 2050! Bis zu die-
sem Zeitpunkt die Kohlenstoff-Neutralität herzustellen, wird nur möglich sein, wenn 
wir alle zusammenarbeiten.

Zu diesem Zweck müssen wir Handel treiben und saubere Technologien und grüne 
Ressourcen auf unsere Märkte bringen. Wenn in Deutschland eine Innovation ver-
wirklicht wird, mit der Güter unter gleichzeitiger Verringerung des Schadstoffaus-
stoßes hergestellt werden können, möchte ich, dass Kanada sie so rasch wie möglich 
übernimmt. Der schnellste Weg, dies zu erreichen, ist durch Handel. Sollten im Green 
Plan der USA ausländische Innovationen im Produktionsbereich und auf dem Gebiet 
sauberer Technologien ausgeschlossen werden, ob sie nun aus Kanada, Europa oder 
anderen Orten der Welt stammen, so würde dadurch den Amerikanern der Übergang 
zu einer umweltfreundlicheren Wirtschaft sehr erschwert werden. Kanada, das sich 
freiem und fairem Handel sowohl durch CUSMA als auch durch CETA verpflichtet 
hat, versteht, dass Erfolg nur durch Zusammenarbeit und inklusiven Handel, nicht 
aber durch schädlichen Protektionismus zu erreichen ist. Dies ist gerade jetzt beson-
ders wichtig, zu einer Zeit, in der die Welt eine der schlimmsten Gesundheits- und 
Wirtschaftskrisen seit Menschengedenken zu überwinden versucht. Daher war es 
eine wunderbare Nachricht, als Kanada und die USA am 23. Februar 2021 einen Plan 
für unsere erneuerte bilaterale Partnerschaft auf den Weg brachten, der die Beschleu-
nigung unserer Klimaschutzbemühungen an die vorderste Stelle setzt. Premier
minister Trudeau und Präsident Biden kamen überein, die Zusammenarbeit für eine 
nachhaltige und gerechte Energiewende, Innovationen im Bereich saubere Energie, 
Konnektivität und CO2-armen Verkehr zu verstärken.
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Die starken bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und Kanada können 
einen großen Beitrag zur Schaffung einer nachhaltigen Weltwirtschaft leisten. In 
diesem Jahr feiern wir den 50. Jahrestag unseres Regierungsabkommens über wissen-
schaftliche und technische Zusammenarbeit. Deutschland und Kanada arbeiten im 
Bereich Energie und Klimawandel schon lange zusammen, seit Kurzem auch im Rah-
men der Powering Past Coal Alliance (internationale Allianz für den Kohleausstieg), 
der Deutschland 2019 beitrat, sowie durch die diesjährige Unterzeichnung einer 
bilateralen Vereinbarung zur Errichtung einer Energiepartnerschaft. Diese jüngsten 
Entwicklungen beschleunigen unsere resoluten Bemühungen um die Förderung von 
Wasserstoff als alternativer sauberer Energiequelle. Hierbei handelt es sich um genau 
die Art von Projekten, die transantlantische Partner gemeinsam durchführen müssen, 
wenn wir den Klimawandel erfolgreich bekämpfen wollen.

Letztlich aber ist Erfolg nur mit Unter-
stützung der Bevölkerung möglich. 
Kanada wie Deutschland setzen Pläne 
für einen gerechten Wandel um und 
stellen dabei sicher, dass ihre Arbeitneh-
mer und ihre jeweilige Zivilgesellschaft 
Teil einer kohlenstoffarmen Wirtschaft 
sind, denn: Eine solche Wirtschaft kann 
ohne sie nicht geschaffen werden. Premierminister Trudeau und Präsident Biden 
haben sich ebenfalls zur Zusammenarbeit bekannt mit dem Ziel, Unternehmen, 
Arbeitnehmer und Gemeinwesen in beiden Ländern vor unfairem Handel von Län-
dern zu schützen, die keine ausreichenden Maßnahmen zum Klimaschutz ergreifen.

Unsere drei Länder müssen gemeinsam alle multilateralen Hebel in Bewegung set-
zen, um andere Länder im Kampf gegen den Klimawandel zu mobilisieren und den 
schwächsten Ländern zu helfen, sich gegen seine schädlichen Auswirkungen zu 
wappnen. Insbesondere müssen wir mit einer gemeinsamen Stimme zu China spre-
chen, das alleine 29 Prozent der weltweiten Emissionen verursacht, also mehr als die 
Europäische Union, die Vereinigten Staaten, Kanada und das Vereinigte Königreich 
zusammen. Angesichts des immer größeren Einflusses dieses Landes auf die globale 
Erwärmung und seines wachsenden technischen Potenzials kann es keine Lösung 
ohne China geben.

Obwohl die kanadische Wirtschaft 
kleiner ist als die deutsche oder 
die US-amerikanische, zählt 
sie zu den weltweit führenden 
Volkswirtschaften auf dem Gebiet 
der nachhaltigen Technologien.
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Ein denkbarer multilateraler Mechanismus verdient besondere Aufmerksamkeit: ein 
internationaler Kohlenstoffpreis. John Kerry, der Sonderbeauftragte des US-Präsi
denten für Klimaschutz, hat diese Idee wiederbelebt. Kanada hat einen ambitionier
ten Kohlenstoffpreis festgelegt, der von gegenwärtig 30 Dollar pro Tonne THG auf 
170 Dollar im Jahr 2030 steigen soll. Auf dem Weg zu einem plausiblen globalen 
Kohlenstoffpreis könnte ein starker transatlantischer Konsens, einschließlich eines 
gemeinsamen WTO-kompatiblen Vorgehens beim CO2-Grenzausgleich, ausschlag
gebend sein.

Kanada ist in seiner unverwechselbaren Weise ein Land des amerikanischen Konti
nents und gleichzeitig das europäischste aller nichteuropäischen Länder, zudem 
unterhält es außerordentlich gut entwickelte Beziehungen zum pazifischen Raum. 
Kanada wird alles tun, um mit Deutschland, den Vereinigten Staaten und allen Part-
nern zusammenzuarbeiten mit dem Ziel, das zu schaffen, was die Präsidentin der 
Europäischen Kommission Ursula von der Leyen als „eine gerechtere, prosperieren-
dere Gesellschaft...[mit] einer ressourceneffizienteren, wettbewerbsfähigeren Wirt-
schaft“ bezeichnet, die fähig ist, bis zum Jahr 2050 das Ziel der Kohlenstoffneutralität 
umzusetzen. Lassen Sie uns nunmehr in der Wiederaufbauphase nach der COVID-19-
Krise den Aufbruch zu einer umweltfreundlichen Wirtschaft wagen.
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Deutschland soll zu einer der drei wichtigsten 
Innovationsschmieden der Welt werden

Die Tech-Erfolge von China und Israel zeigen: Deutschland und Europa können bei 
der Digitalisierung ganz vorn mitspielen. Dafür brauchen wir neben finanziellen 
Ressourcen auch kulturelle Veränderungen. Was jetzt zu tun ist – eine Blaupause.

DAS PROBLEM
Silicon Valley, Peking/Shanghai/Shenzhen und Tel Aviv sind die weltweit führenden 
„Innovation Hubs“, aus denen die meisten neuen Spitzentechnologien und eine neue 
Generation äußerst erfolgreicher Unternehmen hervorgehen, die zunächst große 
Erschütterungen in wichtigen Industriezweigen verursachen, um später ihre Führung 
zu übernehmen. Zu diesen Industriezweigen gehören Verbraucherdienste, Biotech-
nik, Grundtechnologien wie KI, ja, sogar Elektroautos. Ja, Deutschland konnte einen 
beeindruckenden, international sichtbaren Erfolg mit BioNTechs mRNA-basierten 
Impfstoff gegen das Coronavirus verbuchen und holt allmählich auch ein wenig bei 
den Elektroautos (VW, BMW) und KI/Krypto (AI Campus Berlin) auf. Dennoch ist 
sowohl Deutschland als auch Europa insgesamt als Innovationszentrum noch so weit 
im Hintertreffen, dass sowohl seine Wettbewerbsfähigkeit als auch die Schaffung von 
Arbeitsplätzen und Wohlstand in den nächsten zehn Jahren auf dem Spiel stehen.

China andererseits ist als Innovationsmotor innerhalb von nur 10 Jahren von „den 
hinteren Rängen“ – eigentlich aus dem Nirgendwo – nach vorn geprescht. Die Vor-
stellung, China sei hauptsächlich ein Nachahmer und Kopierer, entspricht nicht mehr 
den aktuellen Gegebenheiten. China befindet sich auf der Zielgeraden in Richtung 

Cyriac Roeding

• CEO und Co-Founder, Earli Inc.
Unternehmer und Investor von mehr als 20 Start-ups und Risikofonds
Gründer, Roeding Ventures

•	
• 

18



40-JÄHRIGES BESTEHEN DES AMTES DES TRANSATLANTIKKOORDINATORS

wichtiger Innovationen im KI- und Biotechnikbereich, wobei der Staat und der Privat
sektor an einem Strang ziehen und massiv investieren. Innerhalb einer knappen 
Dekade konnte sich China aus der Start-up-Diaspora zum Start-up-Zentrum und 
vom Kopierer zum Innovator entwickeln. Auch Israel, ein sehr kleines Land, konnte 
sich einen sehr guten Ruf als Innovationszentrum erwerben – nicht für Verbraucher-
dienste, wohl aber für Grundtechnologien wie Sicherheitssoftware, Kryptotechnik 
und KI sowie an der Schnittstelle zwischen Software und Biologie.

China und Israel zeigen mit ihrer sehr unterschiedlichen Größe und ihren durchaus 
unterschiedlichen Vorgehensweisen, dass es für Deutschland möglich ist, einen eige-
nen Weg zu finden und zum dritten Pfeiler der Innovationsachse der Welt zu werden: 
Silicon Valley, China und – eben – Deutschland.

DIE ZIELE
1.	� Die klare Erwartung formulieren, dass Deutschland neben dem Silicon Valley 

und China eines der drei weltweit führenden Zentren für Innovation und der 
Innovationsstandort Nummer 1 in Europa werden soll. Ohne ein solches glas-
klares und hochgradig ambitioniertes Ziel können die richtigen Menschen und 
erforderlichen Ressourcen nicht angezogen werden.

2.	� Erarbeitung eines Plans zur Erreichung dieses Ziels, der auf Deutschlands Kultur, 
Stärken, Ressourcen und Erfordernissen basiert, wobei gleichzeitig Deutsch-
lands Schwächen und Eigenheiten zu berücksichtigen sind, um plötzlich auf-
tretende Konflikte zwischen Wunsch und Wirklichkeit auf dem Weg zum Ziel 
zu vermeiden.

3.	� Festlegung der konkreten Ressourcen, die zur Verwirklichung dieses Plans erfor-
derlich sind, das betrifft insbesondere Humankapital und politische Ressourcen 
sowie die erforderlichen kulturellen Veränderungen. Diese Faktoren müssen 
die offensichtlicheren finanziellen Ressourcen sowie Bildung und Ausbildung 
ergänzen.

4.	� Einsetzung eines Vorbereitungsteams, um die erforderlichen Veränderungen 
rasch in Gang zu bringen und diese Agenda voranzutreiben.
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DIE UMSETZUNG
1.	 Aktivierung des deutschen Innovationstalents auf der ganzen Welt
Ich habe selbst miterlebt, wie viel „Braindrain“ in Deutschland vor sich geht – viele 
deutsche Spitzenunternehmer und Innovationstreiber leben und arbeiten im Aus-
land. Dies stellt aber nicht nur ein Problem dar, dies bietet auch eine wichtige Chance. 
Die deutschen Unternehmer und Investoren, die im Silicon Valley, in Boston, China, 
Tel Aviv und an vielen anderen Orten wie der Schweiz (wichtig für den Bereich Bio-
technik) oder Kanada (E-Commerce) leben, konnten hautnah miterleben, wie erfolg-
reiche Start-up-Unternehmen aufgebaut werden und wie man viel Kapital in Unter-
nehmen investiert, auf die man setzt. Gleichzeitig sind sie mit der deutschen Kultur 
und dem deutschen Erbe vertraut. Sie sind die Ressource Nummer 1, wenn es darum 
geht, Deutschland dabei zu helfen, eine Innovationskultur aufzubauen.

a.	� Zum einen müssen einige der Top-Unternehmer im Rahmen dieses Projekts nach 
Deutschland zurückkehren, um die Dinge richtig ins Laufen zu bringen, unter-
nehmerisches Talent anzuziehen und ihren Einsatz zu platzieren.

b.	� Zum anderen sollten einige der im Ausland lebenden führenden deutschen 
Unternehmerpersönlichkeiten genau dort bleiben, wo sie jetzt sind, um als 
Brückenbauer zu Innovationszentren zu fungieren und Ideen, Unternehmer 
sowie Kapital nach Deutschland zu bringen.

Ein Beispiel: Welches ist das höchstbewertete von einem Deutschen gegründete 
Start-up-Unternehmen? Ein Hinweis, es ist nicht SAP, das Deutschland so gern als 
seinen größten Start-up-Erfolg präsentiert. SAP wird nächstes Jahr sein 50 jähriges 
Bestehen feiern und ist in keiner Weise als Start-up zu bezeichnen. Nein, es ist das 
E-Commerce-Softwareunternehmen Shopify, das 2006 von dem deutschen Unter-
nehmer Tobi Lütke gegründet wurde, in Ottawa (Kanada) ansässig und derzeit mit 
140 Milliarden Dollar bewertet ist, also ungefähr genauso hoch wie SAP. Tobi Lütke 
wurde acht Jahre nach der Gründung von SAP in Koblenz geboren. 

2.	� Schrittweiser Aufbau einer Struktur zur politischen Unterstützung von oben 
nach unten

Deutschland muss eine klare Botschaft aussenden: „Wir sind offen für Innovation 
und Unternehmertum und wir glauben daran, dass unsere Zukunft in der Innovation 
liegt.“ Wenn diese Botschaft in der richtigen Weise auf den Weg gebracht wird, passt 
das genau zu dem, wofür Deutschland steht und was Deutschland groß gemacht hat. 
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Schließlich haben wir das Auto, das Faxgerät, das MP3-Musikformat und vieles mehr 
erfunden. Innovationen auf dem Gebiet der Präzisionswerkzeugmaschinen werden 
in Zukunft nicht mehr ausreichen; wir müssen Innovatoren in den wesentlichen 
Bereichen sein, welche die Welt revolutionieren werden, von künstlicher Intelligenz 
(wobei es auch gilt, die globale Spitzenposition in der Datenschutztechnologie zu 
verteidigen) über autonom fahrende Elektroautos (wobei Deutschland derzeit den 
Entwicklungen hinterherläuft und nicht die Führungsposition einnimmt, die ihm 
angesichts des Stellenwerts seiner Autoindustrie auf den Märkten zukäme) bis hin zur 
Biotechnik und zur Gentherapie. BioNTechs Erfolg bietet hierbei eine Jahrhundert-
chance, zum Sprungbrett zu werden, das Deutschland auf den Rang eines bedeuten-
den Biotechzentrums katapultiert.

a.	� Einrichtung des Amts eines Innovationsbeauftragten oder eines Ministeriums 
für Innovation in der Bundesregierung. Die Person, die dieses Amt innehat, 
muss in Deutschland und weltweit energisch vorwärtsdrängen und Türen öff-
nen, um geeignete Kontakte herzustellen, Finanzmittel einzuwerben und einen 
Kulturwandel herbeizuführen. Und sie muss Deutschland als Innovationsland 
„hip“ machen. Das zieht Talente und Kapital an.

b.	� Sicherstellung energischer staatlicher Unterstützung, um konkrete Grund-
technologien in Bereichen voranzubringen, in denen Deutschland eine ent-
scheidende Rolle spielen will: zum Beispiel KI, Kryptotechnik, Datenschutz, 
autonomes Fahren, Früherkennung von Krankheiten und Behandlungsmethoden 
(insbesondere für Krebs), Umkehr des Verlaufs chronischer Krankheiten (Diabetes, 
Adipositas, Herzkrankheiten), Gentherapien (CRISPR, mRNA, DNA). Dabei sollten 
nach dem Vorbild von DARPA (eine Behörde des US-Verteidigungsministeriums) 
Anreizpreiswettbewerbe ausgelobt werden (Googles Waymo-Abteilung für auto-
nomes Fahren wurde von einem Team in Stanford ins Leben gerufen, das den 
DARPA-Wettbewerb gewonnen hatte). Deutschland muss in all diesen Bereichen 
einen X-Prize-Wettbewerb ausloben. Es müssen Finanzmittel für diese Preise zur 
Verfügung gestellt und die Gewinner auf nationaler Ebene gefeiert werden.

Bahnbrechende Start-ups gedeihen in einer Umgebung, die sich durch 
Ideen, Talent, Innovationsklima und Kapital auszeichnet.
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c.	� Die digitale Infrastruktur auf den neuesten Stand bringen. Deutschland 
muss zum Breitbandland Nummer 1 in Europa werden, und zwar sowohl für 
Festnetz- als auch für Mobilfunk-Datengeschwindigkeit. Natürlich, die Kosten 
sind hoch, aber dies ist genauso wichtig, wenn nicht wichtiger, wie Investitionen 
in den Erhalt von Brücken und Straßen. Zu den Top-5-Ländern der Welt mit der 
schnellsten Breitband-Datengeschwindigkeit zu gehören ist für Deutschland 
nicht verhandelbar, sondern ein Muss.

Deutschlands Regierung spielt hierbei eine sehr wichtige Rolle. Es ist wahr, dass echte 
Innovation nur von unten nach oben erfolgt, aber sie kann doch von oben mächtig 
beschleunigt werden.

3.	� Die Talentschmieden der besten Bildungseinrichtungen Deutschlands deutlich 
besser nutzen

Deutschland verfügt über einige hervorragende technische Universitäten (z. B. die 
LMU München, das KIT in Karlsruhe), Forschungseinrichtungen (z. B. die Max- 
Planck-Institute) sowie Wirtschaftsuniversitäten (WHU Koblenz, KIT), die große 
Talente im Bereich Ingenieurwesen, Wissenschaft und Unternehmertum hervor
bringen. Diese können wir besser nutzen, um Innovationen voranzubringen.

a.	� Die Universitäten sollten mit Finanzmitteln unterstützt werden, um akademische 
Spitzenkräfte nach Lehr- oder Forschungsaufenthalten in Harvard oder Stanford 
zurück nach Deutschland zu holen. Viele Akademiker bleiben in den USA, nach-
dem sie dort an einer Universität gearbeitet haben. Ziel ist es nicht, sie daran zu 
hindern, an einer amerikanischen Universität zu arbeiten – im Gegenteil, es ist 
aus vielen Gründen wünschenswert, dass sie dies tun –, sondern Ziel ist, sie nach 
einigen Jahren wieder nach Deutschland zu holen, damit Deutschland von ihren 
Verbindungen und ihrem Können profitieren kann.

b.	� Wir sollten Anreize für deutsche Studenten schaffen, die von den besten deut-
schen Universitäten an die besten ausländischen Universitäten gingen, damit 
sie nach Deutschland zurückkehren, nachdem sie ihren ersten Job im Silicon 
Valley oder in China absolviert haben; somit können sie ihre Erfahrung und ihr 
Wissen nach Deutschland bringen. In dieser Hinsicht agiert China sehr erfolg-
reich – mehr und mehr chinesische Studenten, die an US-Spitzenuniversitäten 
ihren Abschluss machen, treten direkt danach eine Stelle in den USA an, kehren 
anschließend nach China zurück und treten in ein führendes chinesisches Start-
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up-Unternehmen in Peking oder Shanghai ein. Die ausgebildeten Talente kehren 
also mit ihrem erworbenen Wissen in ihre Heimat zurück.

c.	� Die erfolgreichsten deutschen Hightech-Unternehmer sollten an deutschen 
Spitzenuniversitäten als Gastdozenten lehren. In den USA unterrichtete zum 
Beispiel Reid Hoffman (der Gründer von LinkedIn und ein frühes Mitglied von 
PayPal, heute im Vorstand von Microsoft) einen Spezialkurs in Stanford über 
schnelles Start-up-Scaling. Dieser Kurs wurde in einem Videomitschnitt ins Netz 
gestellt und ging viral. So etwas zieht unternehmerisch begabte Studenten an.

d.	� Man sollte Universitäts-Branding und Marketing betreiben. Deutsche, die im 
Ausland leben, erstaunt es immer wieder, dass deutsche Universitäten so wenig 
bekannt sind. Keine einzige Universität Deutschlands ist im Ausland wirklich 
berühmt wie die London School of Economics des Vereinigten Königreichs oder 
die University of Oxford oder französische Universitäten (die Max-Planck-Insti
tute genießen einen ausgezeichneten Ruf, aber sie sind keine Universität und 
außerdem hauptsächlich in Wissenschaftskreisen bekannt, weniger in der Wirt-
schaft, die Innovationen in der realen Welt vorantreibt). All dies ist keine Frage der 
Qualität, sondern eine Frage der Vermarktung und des Branding. Hierbei kann 
mit den richtigen Personen und Ressourcen Abhilfe geschaffen werden. Deutsch-
land ist insgesamt nicht gut darin, sich selbst zu vermarkten. Das ist zum Teil auf 
sehr plausible und gewichtige historische Gründe zurückzuführen, muss aber 
nicht für Bildung und Innovation gelten; Zurückhaltung in diesen Bereichen ist 
kontraproduktiv. Wohlüberlegte Investitionen in internationales Marketing und 
PR sind notwendig.

4.	 Führende Persönlichkeiten der Industrie einbeziehen
Deutschland hat viele großartige, international erfolgreiche Unternehmen. Es liegt 
im Interesse der Führungspersönlichkeiten großer Industrieunternehmen zu zeigen, 
dass sie Deutschland auf dem Weg zu einem Innovationszentrum unterstützen. 
Auch wenn sie selbst den Wandel nicht vorantreiben werden – denn schließlich sind 
es die Start-ups und nicht die großen Firmen, die am ehesten große Innovationen 
hervorbringen werden –, so wollen sie doch als Unterstützer wahrgenommen wer-
den. Auf diese Weise können finanzielle Unterstützung und Netzwerke auf den Weg 
gebracht werden, die man nutzen kann. Eine staatliche Initiative mit hoher Priorität 
wird von den Industriechefs in Deutschland mit großer Sicherheit ernst genommen 
werden. Die beste Möglichkeit, sie einzubinden, besteht darin, auf Unterstützung von 
bedeutenden ausländischen Industriebossen zu verweisen. Was würde der Vorstand-
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vorsitzende von Siemens sagen, wenn er um Unterstützung für die deutsche Inno
vationsinitiative gebeten würde und Jeff Bezos bereits zugesagt hätte, die Initiative zu 
unterstützen? Aber warum sollten ausländische Wirtschaftsbosse ihre Unterstützung 
zusagen? Weil sie Deutschland als wirtschaftlichen Motor Europas ansehen, einen 
wichtigen Markt, in dem das Ansehen ihrer eigenen Unternehmen von Bedeutung 
ist, und weil sie sich wünschen, dass Europa innovativer und empfänglicher wird für 
neue Technologien wie die ihren.

5.	 Das Wachstum der Wagniskapitalindustrie befördern
Deutschlands Wagniskapitalindustrie braucht regulatorische und sonstige staat
liche Förderung sowie Anreize für größere Risikobereitschaft, gleichzeitig müssen 
die Bedingungen gründerfreundlicher werden. Warum? Bahnbrechende Start-ups 
gedeihen in einer Umgebung, die sich durch Ideen, Talent, Innovationsklima und 
Kapital auszeichnet. In Deutschlands Welt des Wagniskapitals gibt es heute zwei 
Probleme:

a.	� Das Kapital muss attraktive Bewertungen für Unternehmer bieten. Bewertungen 
sind in der Frühphase zu gering in Deutschland, was dazu führt, dass nur wenig 
Kapital eingeworben wird und es zu einer großen Kapitalverwässerung für die 
Unternehmer kommt, was zu einer Deckungslücke führt und abschreckt.  
Dieses Problem könnte sich durch positivere Exits erledigen – das kann man 
sogar beschleunigen. Wenn dies nicht geschieht, werden amerikanische Top-
Wagniskapitalgeber zugreifen und die Geschäfte in der Frühphase machen (die 
Nummer-1-Risikokapital-Beteiligungsgesellschaft Sequoia siedelte sich nach dem 
Brexit in London – nicht in Berlin – an, um Investitionen in Europa zu tätigen). 

b.	� Ausländische Kapitalgeber, die in einem späteren Stadium investieren, sind von 
dem Bewertungsvorteil in Deutschland begeistert und übernehmen gern große 
Anteile an deutschen Start-ups, sobald diese Erfolg versprechen. PitchBook mit 
den weltweit wichtigsten Veröffentlichungen von globalen Daten zum Wagnis
kapitalmarkt berichtete in seiner Titelgeschichte im April 2021 darüber, wie 
ausländische Investoren auf den Wagniskapital-Boom der späteren Entwick-
lungsphasen von Unternehmen in Deutschland aufspringen. Die Technische 
Universität München fand heraus, dass zwei Drittel der Wachstumsunternehmen, 
die von nicht heimischen Investoren mitfinanziert werden, später an ausländische 
Investoren verkauft werden oder in einem anderen Land an die Börse gehen – im 
Gegensatz zu dem einen Drittel Wachstumsunternehmen, die Finanzmittel von 
inländischen Investoren erhalten.
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6.	 Ein Start-up-Team gründen
Alle großen Ideen beginnen mit einer sehr kleinen Gruppe von Menschen, die an 
eine Idee glauben und von einem rebellischen Geist angetrieben werden. Der erste 
Schritt besteht darin, sich der Idee zu verschreiben und ein kleines Team zu bilden, 
das von der Regierung und vielleicht von Industriechefs finanzielle Förderung erhält. 
Dann muss ein Plan erstellt und mit seiner Umsetzung begonnen werden. Dieses 
Team muss nun in die Lage versetzt werden zu handeln, ihm muss ein Budget zur 
Verfügung gestellt werden und es muss direkte Unterstützung von den Spitzen der 
deutschen Regierung erhalten.
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Andreas von Bechtolsheim

Die Poleposition im KI-Rennen

Deutschland muss aus dem digitalen Dornröschenschlaf aufwachen – und im 
Software-Bereich Boden gutmachen. Wir können es uns nicht leisten, die Zukunft 
zu verpassen.

In Deutschland werden keine Computer mehr gebaut. Das ist in den Vereinigten 
Staaten nicht viel anders – die Computerproduktion wurde nach Asien ausgela-
gert. Die USA haben nach wie vor die führende Position bei der Chip-Entwicklung, 
aber nicht mehr bei der Chip-Herstellung inne. Die meisten Chips werden in Asien 
gefertigt; es gibt nur zwei Firmen auf der Welt mit der neuesten Chip-Technologie, 
und zwar TSMC in Taiwan und Samsung in Korea. Diese beiden Firmen haben ange-
kündigt, pro Jahr mehr als 60 Milliarden Dollar in neue Chip-Fabriken zu investieren. 
China will auch neue Chip-Fabriken bauen, um von anderen Ländern unabhängig 
zu werden. Es wird geschätzt, dass über die nächsten fünf Jahre über 500 Milliarden 
Dollar in die Chip-Fertigung investiert werden. Das sind große Summen für die 
Bausteine der digitalen Welt.

So wichtig, wie die Chips sind – im Moment kann der Bedarf nicht gedeckt werden –, 
ist auch die Software, die auf den Chips läuft, vom Smartphone bis zum Cloud Data-
center, welche die digitale Revolution vorantrieb. 

„Software frisst die Welt“, sagte der bekannte Netzwerk-Pionier und Venturecapitalist 
Marc Andreessen bereits vor 10 Jahren und prognostizierte, dass Software die Wert-
schöpfung in den meisten Wirtschaftsbereichen beschleunigen würde.

• Chairman, Chief Development Officer und Co-Founder, Arista Networks
Co-Founder und Chief System Architect, Sun Microsystems
Preisträger, EY US Entrepreneur of the Year 2015 (zusammen mit Jayshree Ullal)
Mitglied, National Academy of Engineering (US)

•	
•	
• 
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Selten war eine Vorhersage treffender als diese. Unser Leben hat sich durch die vie-
len digitalen Dienste im Internet transformiert, und die Bewertung der fünf größ-
ten digitalen Unternehmen in der Welt – Apple, Amazon, Facebook, Google und 
Microsoft – hat einen Marktwert von 8,6 Billionen Dollar erreicht, eine Zahl, die so 
groß ist, dass sie das Bruttoinlandsprodukt aller Länder der Welt außer den USA 
und China weit übersteigt.

Deutschland kann zu Recht stolz darauf 
sein, mit vielen Produkten weltweit 
führend zu sein und die stärkste Wirt-
schaft in Europa zu haben, aber im 
Schlüsselbereich der Software und den 
darauf basierenden Geschäftsmodellen 
ist Deutschland, mit ganz wenigen Aus-
nahmen, kaum beteiligt. Das verheißt 
für die digitale Zukunft nichts Gutes.

Natürlich nutzen wir alle täglich digitale Dienste, suchen im Internet mit Google, hal-
ten mit unseren Freunden auf Facebook und Instagram Kontakt, streamen Filme mit 
Netflix und kaufen bei Amazon ein. Nahezu alle diese Dienste werden von amerikani-
schen Unternehmen erbracht, die sehr von diesen Transformationen profitiert haben.

Wenn es um die digitale Zukunft geht, scheint Deutschland in einen tiefen Schlaf 
gefallen zu sein – und das ist ein Problem, denn der Wandel hin zu digitalen und soft-
waregetriebenen Geschäftsmodellen beschleunigt sich. Und er erreicht Produkte, die 
traditionell weithin als nur in der physischen Welt existierend angesehen werden.

Zum Beispiel Autos. Deutschland hat den wohlverdienten Ruf, die besten Autos der 
Welt herzustellen. Was passiert aber, wenn das Fahrerlebnis der Zukunft zuneh-
mend durch Software bestimmt wird oder das Auto der Zukunft ein Smartphone 
mit Rädern ist? Die Geschwindigkeit, mit der das Smartphone die früheren Handys 
überholt hat, ist groß.

Jenseits der aktuellen Softwaregeneration steht eine noch größere Veränderung 
bevor, nämlich die Künstliche Intelligenz. Die Anwendbarkeit von KI ist äußerst 
breit gefächert und reicht von der Verbesserung der Funktionalität von Produkten 
und Dienstleistungen bis hin zur Beschleunigung von Innovationen und Entschei-
dungen in einer Weise, die in der Vergangenheit einfach nicht möglich war.

Software und KI sind die Zukunft 
der Wertschöpfung. Für nahezu 
jede Industrie, für große, mittlere 
oder kleine Unternehmen ist das 
entscheidend.

27



ANDREAS VON BECHTOLSHEIM

Mit KI-Technologien war es möglich, Covid-19-Impfstoffe in wenigen Monaten statt 
in vielen Jahren zu entwickeln. Stellen Sie sich vor, das gleiche Innovationstempo 
auf andere Wirtschaftsbereiche anzuwenden. Ohne Zweifel haben Unternehmen, 
die KI-Technologien einsetzen, einen Wettbewerbsvorteil.

Wie läuft das KI-Rennen? In den USA sind Google, Microsoft, Facebook, Apple und 
Amazon führend, gefolgt von Hunderten von Start-ups, die in den letzten Jahren 
über 50 Milliarden Dollar Wagniskapital aufgetrieben haben. In Europa ist die Zahl 
an Entwicklungen und Investitionen in KI vergleichsweise gering.

Was wäre zu tun? Die deutsche Industrie muss im Bereich Software und KI aufholen. 
Software und KI sind die Zukunft der Wertschöpfung. Für nahezu jede Industrie, für 
große, mittlere oder kleine Unternehmen ist das entscheidend. Start-ups können das 
digitale Problem nicht allein lösen.

Wichtig ist, dass Deutschland in diesem Bereich etwas von den USA lernt. 

Auch wenn die „Poleposition“ im Rennen um Software und KI die USA innehat, ist 
es für Deutschland essenziell, hierbei ganz vorn mitzufahren. Deutschland kann es 
sich nicht leisten, die Zukunft zu verpassen.
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PETER BEYER, MDB

Den Neuen Westen schmieden

Europa und Nordamerika müssen ein starkes, vertrauensvolles Bündnis auf Augen-
höhe praktizieren. Erfolg versprechende Antworten auf die komplexen Heraus-
forderungen des 21. Jahrhunderts, vor allem auf den Systemkonkurrenten China, 
können nur transatlantisch sein.

Ich mag kurze Sätze und der schönste kurze Satz, den ich kenne, stammt von Thomas 
Mann: „Democracy will win!“ Das sagte er während des Zweiten Weltkrieges. Er sollte 
in doppelter Hinsicht Recht behalten. 

Das kurze 20. Jahrhundert, das von 1917 bis 1990/91 dauerte, endete mit dem zweiten 
Sieg der liberalen Demokratie und der Marktwirtschaft – dieses Mal über kommunis-
tische Diktatur und Planwirtschaft. Doch der Fall der Berliner Mauer und das Ende 
der Bipolarität haben uns entgegen manchen Prognosen nicht ewige politische und 
ökonomische Glückseligkeit beschert. 

Im Gegenteil: Viele Krisen folgten, der Terrorismus am 11. September 2001, die Finanz- 
und Eurokrise sowie die Corona-Pandemie, um nur die weltweit prägendsten zu 
nennen. Natürlich geht es vielen Menschen in Europa und Nordamerika vergleichs-
weise gut, vieles hätte auch schlimmer kommen können. Aber 30 Jahre nach dieser 
nicht nur für Deutschland so wichtigen Zeitenwende müssen wir feststellen: Der 
Westen und die westlichen Werte sind innen und außen unter Druck geraten. China 
wird jeden Tag mächtiger, hier und da ist sogar die Rede von einem chinesischen 
Jahrhundert. Kurzum: Die Welt ist im Vergleich zum Kalten Krieg komplexer und 
unübersichtlicher geworden.

Peter Beyer, MdB

• Transatlantikkoordinator, Auswärtiges Amt 
Mitglied des Auswärtigen Ausschusses 
Mitglied des Ausschusses für die Angelegenheiten der Europäischen Union
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 Auf die Frage, wie wir in dieser Situation Freiheit und Demokratie, Sicherheit und 
Wohlstand bewahren, ausbauen und resilienter gestalten können, gibt es in meinen 
Augen nur eine Antwort: Europa und Nordamerika müssen eine Phalanx bilden. 
Wir brauchen in dieser Welt, in der Mega-Themen wie Klimaschutz, Digitalisierung, 
Handel, Energie, Geopolitik, Sicherheit, Migration und Gesundheitsschutz wie nie 
zuvor ineinander fließen, mehr als ein Weiter-so oder einen verklärten Blick auf die 
vermeintlich gute alte Zeit.

Nach der Wahl von Joe Biden zum 46. Präsidenten der USA steht nun ein schmales 
Zeitfenster offen. Seine Administration denkt wenig ideologisch, agiert vor allem 
wissensbasiert. Die USA, Kanada und Europa verfügen über viele Schnittmengen und 
gemeinsame Interessen. Nötig ist ein großer Wurf, der das transatlantische Bünd-
nis in die Zukunft befördert. Wir müssen unsere Allianz jetzt auf ein neues, stabiles 
Fundament für dieses Jahrhundert stellen. Wir müssen den Neuen Westen schmieden. 
Deutschland sollte hierbei als Führungs- und Partnernation innerhalb der Euro
päischen Union agieren. Ich skizziere diese Idee in vier Punkten.

EINE TRANSATLANTISCHE CHINA-STRATEGIE
Bei China haben wir es mit einer ökonomisch erfolgreichen Diktatur zu tun, die 
wir viel zu lange unterschätzt haben. Die kommunistische Partei und Xi Jinping, 
Staatspräsident auf Lebenszeit, haben jenen großen Sprung nach vorn geschafft, 
von dem Staatsgründer Mao Zedong immer geträumt hat. China ist in den vergan-
genen Jahrzehnten zu einer technologischen und ökonomischen Großmacht auf-
gestiegen, die schnell aufrüstet und geopolitisch – zum Beispiel im Südchinesischen 
Meer – immer rücksichtsloser agiert. Xi will sein Land zur Nummer 1 machen, vor 
allem im Tech-Bereich. Die Chinesen haben die industrielle Revolution verschlafen 
und anschließend Jahrzehnte des Zerfalls erlebt – bei der Digitalisierung will das 
„Reich der Mitte“ nun ganz vorne mitspielen, koste es, was es wolle.

Ein Blick ins Land zeigt uns, wie eine Welt aussehen würde, in der Peking über noch 
mehr Einfluss verfügt: Die Minderheit der Uiguren wird gnadenlos unterdrückt. Die 
eigene Bevölkerung wird fast lückenlos digital überwacht. Und die Demokratie in 
Hongkong wird kurzerhand abgeschafft – ein klarer Bruch der Verabredungen mit 
Großbritannien. Außenpolitisch stellt Peking die liberale internationale Ordnung 
offen und zunehmend provokant infrage. Im Kampf gegen die Corona-Pandemie 
sieht sich Peking dem Westen deutlich überlegen.
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Die Europäische Union definiert China zu Recht als Systemrivalen. Es gibt viele Ver-
suche Pekings, die EU und einzelne Mitgliedsstaaten zu beeinflussen, abhängig zu 
machen und zu neutralisieren, etwa mithilfe der Belt-and-Road-Initiative. Besorgnis-
erregend sind auch die intensiven Investitionen Pekings in die Westbalkan-Staaten. 
Kurz: China hat einen weitreichenden Plan – und verfolgt diesen konsequent.

Daraus folgt für uns: Der Westen muss eine transatlantische China-Strategie ent-
wickeln und umsetzen. Das Machtdreieck EU-USA-China darf kein gleichseitiges 
Dreieck sein – Neutralität wäre hier naiv und gefährlich. Es sollte vielmehr ein gleich-
schenkliges Dreieck sein, in dem Europa und Amerika möglichst nah beieinander 
liegen. Vertrauen und Kooperationsfähigkeit sind strategische Vorteile von Demo
kratien, nicht nur der westlichen. Diese müssen wir viel stärker ausspielen. Zusam-
men sind die westlichen Staaten, allein mit Blick auf die Wirtschaftsleistung, wesent-
lich besser aufgestellt als China. Peking verfügt hingegen kaum über natürliche 
Verbündete, sieht sich eher eingeengt von Rivalen wie Japan, Südkorea und Indien. 
Das Regime wirkt auch nicht anziehend auf die meisten Nationen oder Menschen, 
sondern eher unattraktiv. 

Die ökonomischen Verflechtungen mit Peking verkomplizieren die Lage allerdings. 
Ein komplettes Decoupling ist in Zeiten der fortgeschrittenen Globalisierung, der 
Tech-Revolution und des Klimawandels unrealistisch. Der Westen sollte seine Stra
tegie vielmehr entlang des Satzes von US-Außenminister Antony Blinken konzi
pieren: „Das Verhältnis der Vereinigten Staaten mit China wird konkurrierend sein, 
falls nötig, zusammenarbeitend, falls möglich, und feindselig, falls es sein muss.“

HANDEL: MIT WEITSICHT FÜR WOHLSTAND UND KLIMASCHUTZ
Der entscheidende Schlüssel zum wirtschaftlichen Umgang mit China ist die Welt-
handelsorganisation. Aktuell wird das WTO-System vom Staatskapitalismus der 
Kommunistischen Partei missbraucht. Diese Praxis muss in Zukunft harte Sanktio-
nen nach sich ziehen. Mit einer WTO-Reform sollten wir China zu voller Reziprozität 
und fairem Marktzugang zwingen. Das heißt: Peking muss nach den international 
geltenden ökonomischen Regeln spielen und internationale Standards einhalten. 

Parallel müssen wir die Handelsprobleme innerhalb des westlichen Bündnisses lösen. 
Die von den USA einseitig verhängten Strafzölle und die extraterritorial wirkenden 
Sanktionen müssen so schnell wie möglich eingemottet werden. Wir sind Partner 
– und keine Gegner, die sich mithilfe von Strafzöllen in die Schranken weisen. Aber 
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auch Deutschland und Europa müssen sich hierbei flexibel und kompromissbereit 
zeigen und auf Washington zugehen.

Ideal wären zudem neue Verhandlungen 
zu einem ambitionierten Freihandels
abkommen mit starken Standards zwi-
schen der EU und den USA. Ich bin mir 
sicher, dass ein solches Abkommen zu 
Wohlstand und Arbeitsplätzen auf bei-
den Seiten des Atlantiks beitrüge und 
unsere Volkswirtschaften widerstands-
fähiger machte – in diesem Sinn passt es auch zu Bidens Konzept Foreign Policy for 
the Middle Class. Aus dem Scheitern von Transatlantic Trade and Investment Partner-
ship (TTIP) haben wir unter anderem gelernt: Es macht wenig Sinn, einen solch gro-
ßen Vertrag en bloc zu verhandeln. Auch um die Akzeptanz bei der Bevölkerung zu 
vergrößern, ist es ratsam, die einzelnen Unterkapitel des Vertragswerks abgekoppelt 
voneinander anzugehen – und dann umgehend in Kraft zu setzen. 

Mit Ottawa sind wir auf einem guten Weg: Das Freihandelsabkommen Comprehen
sive Economic and Trade Agreement (CETA) zwischen der EU und Kanada ist in 
Teilen vorläufig in Kraft. Die ersten positiven Effekte sind bereits sichtbar, das Handels
volumen steigt deutlich. Es ist zu hoffen, dass die gesamte Ratifizierung schnellst-
möglich gelingt. 

Auch mit Blick auf die Menschheitsfrage Klimaschutz sind enge ökonomische Ver-
flechtungen zwischen Europa und Nordamerika wünschenswert. Erstens können 
somit für einen großen Wirtschaftsraum nachhaltige und ehrgeizige Umweltstan-
dards gesetzt werden, die für andere Teile der Welt als Blaupause dienen können. 
Zweitens ist ein freier Handel zwischen unseren Nationen auch hilfreich, um Innova-
tionen und Investitionen, etwa im Bereich Wasserstoff, schneller und effizienter von 
einem zum anderen Kontinent zu transferieren. 

DIGITALISIERUNG: DER SCHLÜSSEL ZUR ZUKUNFT
In Deutschland und Europa wird das Thema Tech oft mit Fragen des Datenschutzes 
gleichgesetzt. Das ist nicht falsch, aber zu eindimensional gedacht. Um es deutlich zu 
sagen: Wir müssen aus dem digitalen Schlafwagenmodus raus, wir müssen selbst zu 
den Innovationstreibern gehören, ansonsten wird uns das ökonomisch und sicher-
heitspolitisch vor große Probleme stellen. 

Falls wir wollen, liegt ein 
transatlantisches Jahrhundert 
vor uns. Ein Jahrhundert, in dem 
Europa und Nordamerika eng, 
vertrauensvoll und auf Augenhöhe 
kooperieren.

33



PETER BEYER, MDB

Mit Blick auf die zukünftige Entwicklung vor allem von Künstlicher Intelligenz und 
Bioengineering muss man feststellen: Was Peking und Moskau heute auf den Feldern 
Cyberwar und Propaganda praktizieren, sind Sandkastenspiele im Vergleich zu dem, 
was in 30 oder 50 Jahren State of the Art sein wird. Der Arbeitsmarkt wird voraus-
sichtlich durch die Tech-Revolution ein Stück weit aus den Fugen gehoben. Es gibt 
vielversprechende Projekte, zum Beispiel das europäische Cloud-Projekt GAIA X. 
Doch das genügt nicht. Jetzt verfügen Deutschland und Europa noch über Zeit und 
vor allem Ressourcen, um den Tanker zu wenden. Doch wenn wir im Bereich Digita-
lisierung in der Champions League spielen wollen – und das sollten wir –, müssen wir 
deutlich ambitionierter sein.

Auch hierbei liegt der Schlüssel in der transatlantischen Partnerschaft. Wir müssen 
die enge Vernetzung mit dem Silicon Valley suchen, ambitionierte Kooperationen 
mit den Universitäten und Konzernen in Nordamerika schließen, einen großzügigen 
Staatsfonds für Start-ups in Deutschland installieren und mit radikalem Abbau von 
bürokratischer Überregulierung neue Anreize für Innovationen schaffen. Kein Feld 
ist übrigens besser geeignet, um die transatlantische Erzählung in die nächste Gene-
ration fortzuschreiben: Über kaum etwas würde ich mich mehr freuen als über große, 
positive, digitale Zukunftsprojekte. 

SICHERHEIT: VERANTWORTUNG UND LASTENTEILUNG
Europa braucht nicht nur in der Digitalisierung einen Schub, sondern auch in der 
Sicherheitspolitik. Emmanuel Macron hat gesagt: „Wenn Europa sich nicht als Welt-
macht sehen kann, wird es verschwinden.“ Ich halte nichts vom Streben nach euro-
päischer Autonomie, auch in Sicherheitsfragen müssen wir transatlantisch denken 
und handeln. Aber mit diesem Satz hat der französische Präsident einen wunden 
Punkt getroffen: Die EU muss endlich lernen, in allen relevanten Feldern strategisch 
zu denken, um gegebenenfalls auch an den Rändern unseres Kontinents ordnend 
einzugreifen zu können. 

Die vergangenen Jahre haben gezeigt: Die USA werden nicht wie in den 90er-Jahren 
die Dinge für uns regeln. An unserer Peripherie ist es seit der völkerrechtswidrigen 
Krim-Annexion durch Russland und die Kriege in Syrien und in Libyen deutlich 
unangenehmer geworden. Europa hat hierfür bisher keine Antworten gefunden, 
während Russland geopolitisch ungehindert agiert.
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Das liegt auch an Deutschland. Wir müssen Verantwortung übernehmen, das sind 
wir uns und unseren Verbündeten schuldig. Das heißt auch: Wir sollten uns anstren-
gen, das Zwei-Prozent-Ziel der NATO so schnell wie möglich zu erreichen. Dabei 
muss effizient und verstärkt in Cyberfähigkeiten investiert werden. Hinzu kommt: 
Die nukleare Teilhabe dürfen wir nicht infrage stellen, sondern sollten vielmehr 
an der technischen Modernisierung arbeiten. Und natürlich braucht die Bundes-
wehr kampffähige Drohnen – schon zum Schutz unserer Soldatinnen und Soldaten. 
Das heißt nicht, dass wir diese auch einsetzen. Aber Deutschland macht sich zuneh-
mend unglaubwürdig bei Freunden und Konkurrenten, wenn wir hier weiter zögern. 

Zur Verantwortung kommt die Lastenteilung. Deutschland wird im Sommer 2021 
eine Fregatte nach Asien schicken, die auch das Südchinesische Meer durchfahren 
wird. Dies wird jedoch erst der Anfang sein: Wir müssen unseren Partnern in Nord-
amerika und unseren Verbündeten im indopazifischen Raum zeigen, dass wir lang-
fristig an ihrer Seite für freien Handel und internationales Recht einstehen. 

CONCLUSIO
Falls wir wollen, liegt ein transatlantisches Jahrhundert vor uns. Ein Jahrhundert, in 
dem Europa und Nordamerika eng, vertrauensvoll und auf Augenhöhe kooperieren. 
Ein Jahrhundert, in dem Europa und Nordamerika mit ihren westlichen Werten auch 
andere Erdteile positiv beeinflussen. Ein Jahrhundert, in dem Europa und Nord-
amerika den inspirierenden Satz von Thomas Mann – „Democracy will win!“ – in 
die Zukunft transportieren.
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Die Sterne stehen günstig:  
Neue Kraft für positive Handelsbeziehungen 
zwischen Europa und den USA

Durch eine intensive handelspolitische Zusammenarbeit könnten sich die USA 
und Europa schneller von den ökonomischen Auswirkungen der Corona-Pande-
mie erholen. Wir sollten uns nicht als Konkurrenten sehen, sondern als Partner, 
um Arbeitsplätze auf beiden Seiten des Atlantiks zu schaffen.

Unter US Präsident Obama hätten die Europäische Union und die Vereinigten 
Staaten mit der Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) 
beinahe ein historisches Handelsabkommen geschlossen. Studien zufolge hätte TTIP 
eine Steigerung von Bruttoinlandsprodukt und gesamtwirtschaftlichem Einkom-
men, höhere Löhne sowohl für hochqualifizierte als auch für ungelernte Arbeits-
kräfte und ein stark erhöhtes Exportaufkommen auf beiden Seiten des Atlantiks zur 
Folge gehabt. Das Abkommen kam aus mehreren Gründen nicht zustande, darunter 
„unvereinbare“ Differenzen in Umweltfragen, in Bezug auf Lebensmittelstandards 
und bei anderen Themen.

Die Regierung Trump entschied sich gegen eine Wiederbelebung der ins Stocken 
geratenen TTIP Verhandlungen und trat Europa ganz im Sinne der „America first“ 
Politik in Handelsfragen stattdessen aggressiver gegenüber. Im Jahr 2018 erhob die 
Regierung neue Zölle auf Einfuhren aus der Europäischen Union – 25 Prozent auf 
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Stahl und 10 Prozent auf Aluminium – und setzte durch die wiederholte Androhung 
von Zöllen in Höhe von 25 Prozent auf europäische Autos eine Abwärtsspirale in den 
Handelsbeziehungen zwischen der EU und den USA in Gang.

Mit der Wahl von Joe Biden bietet sich jetzt die Chance auf Wiederaufnahme eines 
konstruktiven Dialogs bezüglich der Verbesserung des Handels zwischen Europa und 
den USA, um die Beziehungen zu stärken und den Weg für eine engere Zusammen-
arbeit freizumachen. Noch vor seinem Amtsantritt als Außenminister erklärte Antony 
Blinken, dass einer der ersten Schritte der Regierung Biden darin bestehen würde, 
den „künstlichen Handelskrieg“ zwischen Europa und den Vereinigten Staaten „zu 
beenden“. Anfang März ließen sich hierfür erste Anzeichen beobachten. Nach dem 
ersten Telefonat zwischen Präsident Biden und EU Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen wurden die unter Trump erhobenen Zölle auf Flugzeuge ausgesetzt – 
ein 17 Jahre währender Streit, der auf die Regierung Bush zurückgeht. Die Zölle wur-
den für vier Monate ausgesetzt; in dieser Zeit wollen beide Seiten eine Vereinbarung 
erzielen und unter anderem eine dauerhafte Lösung für den Luftfahrtbereich finden.

Diese Maßnahme ist hilfreich, wird aber nicht die zugrunde liegenden Probleme 
lösen, die zu den Entscheidungen der WTO im Zusammenhang mit Subventionen 
für Boeing und Airbus führten. Um hierfür tragfähige Lösungen zu finden, wird es 
mehr Zeit brauchen. Dennoch führt diese Unterbrechung zu einem Spannungsabbau 
und schafft somit eine gute Grundlage, um sich anderen Themen zuzuwenden. Die 
Handelsbeauftragte von Präsident Biden, Katherine Tai, möchte sich nach eigener 
Aussage für Lösungen in den Handelsstreitigkeiten mit unseren Verbündeten stark 
machen und gleichzeitig ein Augenmerk auf die Durchsetzung legen, um zu gewähr-
leisten, dass geltende Vereinbarungen geachtet werden und aus Streitigkeiten nicht 
dauerhafte Spannungen zwischen Handelspartnern entstehen. Jetzt ist die Zeit für 
schnelles Handeln, weil das politische Klima günstig ist und unsere Länder eine 
belastbare Erholung von der Pandemie anstreben. Mit einem Drittel des weltweiten 
BIP, Warenverkäufen in Höhe von 6,2 Billionen US Dollar, 61 Prozent eingehenden 
und 64 Prozent ausgehenden ausländischen Direktinvestitionen sowie 27 Prozent 
der globalen Exporte und 32 Prozent der globalen Importe steht die transatlantische 
Wirtschaft weltweit immer noch an erster Stelle. Aktuell brummt die US Wirtschaft 
mit einer Prognose von 6 bis 7 Prozent realem BIP Wachstum für dieses Jahr, wäh-
rend die Eurozone immer noch schwächelt. Durch eine intensivere Zusammenarbeit 
könnte sich die atlantische Gemeinschaft besser und schneller erholen.
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Wir müssen neue Möglichkeiten für mehr transatlantische Zusammenarbeit aus
loten, etwa in den Bereichen Technologie und digitale Wirtschaft. Das Handels
volumen für digital gestützte Dienste zwischen den USA und Europa beträgt für die 
USA 245,7 Milliarden US Dollar und für die EU 132,9 Milliarden US Dollar und über-
trifft somit alle anderen Weltregionen um Längen. Im Dezember 2020 veröffentlichte 
die Europäische Kommission „Eine neue transatlantische Agenda für den globalen 
Wandel“ mit einer Reihe von konkreten Vorschlägen in diesem Bereich: Einrichtung 
eines neuen Handels- und Technologierats EU USA, Überprüfung der Verantwor-
tung von Online Plattformen und Big Tech Unternehmen, Zusammenarbeit in den 
Bereichen gerechte Besteuerung und Marktverzerrungen sowie Entwicklung eines 
gemeinsamen Ansatzes auf dem Gebiet von kritischen Technologien einschließlich 
künstlicher Intelligenz, Datenströme, Verwaltung des Internets sowie Zusammen
arbeit bei Regulierung und Normen. In Bezug auf mobiles Breitband und 5G sollte 
eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen europäischen und amerikanischen Unter-
nehmen gefördert werden, um die Entwicklung und Verbreitung dieser Technologien 
voranzutreiben. Insgesamt wäre es ein Fehler, wenn die EU den US amerikanischen 
Unternehmen nacheifern würde, damit die europäischen Unternehmen deren Vor-
sprung aufholen können. Gefragt ist stattdessen mehr Zusammenarbeit. Fortschritte 
in all diesen Bereichen würden die Volkswirtschaften auf beiden Seiten des Atlantiks 
stärken und dazu beitragen, dem wachsenden Einfluss und der immer stärkeren 
Dominanz Chinas auf diesem Gebiet etwas entgegenzusetzen.

Eine weitere Handlungsoption kann aus der Nachhaltigkeitsverpflichtung des euro-
päischen Grünen Deals im handelspolitischen Kontext erwachsen; der Deal enthält 
die Zusage, Fragen der gesellschaftlichen und ökologischen Nachhaltigkeit in den 
EU Handelsabkommen noch stärker einzubeziehen. Vor dem Hintergrund des erneu-
erten Bekenntnisses der Regierung Biden zur Bekämpfung des Klimawandels sollten 
Anstrengungen zur Förderung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen der 
EU und den USA in den Bereichen saubere Technologien, Energiewende und Elektro-
autos sowie nachhaltige Finanzwirtschaft unternommen werden. 

Die EU und die USA sollten darüber hinaus bei der Reform der Welthandelsorga
nisation zusammenarbeiten und dabei kritische Technologien schützen sowie neue 
Vorschriften und Standards einführen. Hierfür wird die Wiedereinsetzung des 
Berufungsgremiums der WHO entscheidend sein, die von der Regierung Trump 
blockiert worden war; es müsste festgelegt werden, wie die Handelspraktiken der 
Mitglieder transparenter gestaltet werden könnten, und eine Ausweitung „pluri
lateraler“ Übereinkünfte wäre zu prüfen, um die Aushandlung neuer Vereinbarungen 
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dahin gehend zu vereinfachen, dass nicht mehr unbedingt alle WHO Mitglieder an 
Bord sein müssten. Die Regierung Biden möchte die WHO darüber hinaus vor allem 
im Zusammenwirken mit der EU als Instrument wiederaufleben lassen, um sowohl 
die Zusammenarbeit mit als auch die Abgrenzung gegenüber China wirkungsvoller 
gestalten zu können. 

Zwar wird es in naher Zukunft wohl kein großes Handelsabkommen im Stil eines 
TTIP geben, aber vielleicht bieten sich dennoch Möglichkeiten für kleinere Abkom-
men in abgegrenzten Bereichen, um die wirtschaftlichen Beziehungen, die Europa 
und die USA in den letzten 40 Jahren verbunden haben, zu stärken und weit in die 
Zukunft zu tragen. Aus den TTIP Verhandlungen wissen wir, dass Zollfreiheit und 
regulatorische Konvergenz im Automobilbereich möglich sind. Weiter gefasst könn-
ten vielleicht ein Zollfreiheitsabkommen erreicht sowie Fortschritte im Bereich 
Regulierung und Normen erzielt wer-
den. Während an all diesen Themen 
gearbeitet wird, müssen die Regierun-
gen gewährleisten, dass die Bevölke-
rung, die Wirtschaft, Abgeordnete und 
der Kongress bestmöglich eingebunden 
sind, um Unterstützung zu schaffen.

Eine intensive Informationskampagne, die darauf ausgerichtet ist, amerikanischen 
Arbeitskräften und europäischen Verbraucherinnen und Verbrauchern die Vorteile 
des Handels zwischen den USA und der EU näherzubringen, wird hierbei entschei
dend sein. Ein Handelsabkommen mit Europa – bekannt für seine strengen Standards 
und hohen Löhne – hätte vermutlich nicht den Verlust von Jobs zur Folge, den die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den USA bei anderen Handelsabkommen 
erfahren haben. Und wenn wir ein Abkommen aushandeln sollen, dem unsere Gesetz
gebungsorgane auch zustimmen, müssen die Europäer ihren landwirtschaftspoliti-
schen Protektionismus zurückfahren und die USA müssen ungeachtet staatlicher und 
lokaler Bestimmungen, vorrangig amerikanische Produkte zu kaufen, europäischen 
Firmen wie Siemens, die in den USA fertigen lassen, verstärkt zum Erfolg verhelfen. 

Wir sollten uns nicht als Konkurrenten sehen, sondern partnerschaftlich zusammen
arbeiten, um Arbeitsplätze zu schaffen, das Wachstum auf beiden Seiten des Atlantiks 
sowie finanzielle Stabilität zu fördern und letzten Endes unsere gemeinsame Fähig-
keit zu stärken, uns globalen Herausforderungen zu stellen und globale Sicherheit, 
weltweite Entwicklung und globalen Wohlstand zu fördern.

Wir müssen neue Möglichkeiten 
für mehr transatlantische 
Zusammenarbeit ausloten, etwa 
in den Bereichen Technologie und 
digitale Wirtschaft.
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Europäische Einheit und transatlantische 
Zusammenarbeit

Wir sollten die Atlantische Allianz nicht nur bewahren, sondern im wechselseitigen 
Interesse stärken. Sie ist die Basis für den gemeinsamen Umgang mit globalen 
Machtverschiebungen und Bedrohungen.

1981, als das Amt des Transatlantikkoordinators geschaffen wurde, stand die Bundes
republik Deutschland im Feuer der beginnenden Nachrüstungsdebatte. In einer welt-
politisch höchst angespannten Situation, die in der Ausrufung des Kriegsrechts in Polen 
gipfelte, stellte sich ein Teil der die Bundesregierung führenden Partei zusammen mit 
der erstarkenden Friedensbewegung gegen die USA und das transatlantische Bündnis. 
Zur gleichen Zeit war der Prozess der europäischen Einigung ins Stocken geraten. Erst 
die Rückbesinnung auf den Kern europäischer und transatlantischer Politik unter der 
klaren Führung Helmut Kohls führte diesseits und jenseits des Atlantiks zu einem dop-
pelten Aufbruch. Europäische Einheit und transatlantische Zusammenarbeit wurden zu 
zwei Seiten einer Medaille – und die Dekade von den frühen 1980er- bis in die frühen 
1990er-Jahre zu einem europäischen und transatlantischen Jahrzehnt der Modernisie-
rung. In der deutschen Einheit fand diese Symbiose ihren Höhepunkt. 

Ausgangspunkt dieser Entwicklung war die konsequente Entscheidung für die 
Westbindung. Sie war die zentrale Lehre aus den Schrecken des 20. Jahrhunderts. 
Die Unterstützung der USA bei der europäischen Integration ermöglichte es, dass 
die transatlantische Zusammenarbeit und die europäische Einigung nie zu Gegen-
sätzen wurden, sondern zu den beiden Säulen der Westbindung der Bundesrepublik 
Deutschland. Diese Säulen wurden seit Beginn nicht nur von den Staats- und Regie-
rungschefs getragen. Vielmehr ruhen die Beziehungen auf einem breiten Fundament 
gesellschaftlicher Beziehungen.

Armin Laschet, MdL

• Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen
Vorsitzender, Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU)
Kanzlerkandidat von CDU und CSU für die Bundestagswahl 2021

•	
• 
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Dabei übernimmt das Amt des Transatlantikkoordinators eine zentrale Funktion: 
Es sorgt im Auf und Ab der Tagespolitik für Stabilisierung. Es verhindert, dass 
politische Meinungsunterschiede die Beziehungen auf der gesellschaftlichen 
Ebene belasten, und nutzt die Vielfältigkeit der gesellschaftlichen Ebene für neue 
politische Impulse. 

WELTPOLITISCHE VERSCHIEBUNGEN
Heute stehen wir vor enormen Herausforderungen, die von innen und außen auf die 
Europäische Union und die transatlantische Freundschaft einwirken. Wir müssen 
feststellen, dass in einer Welt der globalen Machtdiffusion militärische, ökono
mische und politische Macht nicht mehr gleichbedeutend mit der Fähigkeit ist, 
eigene Ziele erfolgreich durchsetzen zu können. „Weltunordnung“ lautet die neue 
Formel. Von diesen Entwicklungen sind die transatlantischen Beziehungen nicht 
unberührt geblieben. Im Gegenteil: Sie befinden sich in einem grundlegenden 
Transformationsprozess. 

Dabei reicht die eigentliche Zäsur mehr als 30 Jahre zurück. Denn 1989/1990 hat 
sich der Rahmen der internationalen Ordnung geändert. In der bipolaren Ordnung 
war grundsätzlich jede transatlantische Krise lösbar, weil die externe Gefahr jeden 
Streit unter Partnern überschattete. Aus demselben Grund waren transatlantische 
Machtasymmetrien letztlich bedeutungslos, ja durchaus gewollt. Denn unter der 
amerikanischen Sicherheitsglocke konnte das freie Europa politische Stabilität und 
wirtschaftliche Substanz gewinnen. 

Mit dem Ende des Kalten Krieges erweiterte sich der außenpolitische Handlungs-
spielraum sowohl für die Vereinigten Staaten als auch für die Europäer. Macht
asymmetrien spielten plötzlich auch im transatlantischen Verhältnis eine Rolle.  
Und es entwickelten sich neue Pole politischer und wirtschaftlicher Macht in Asien, 
die für die transatlantischen Partner neue Herausforderungen darstellen. Neue 
globale Bedrohungen wie der Klimawandel und der internationale Terrorismus 
lassen sich nicht mehr in alte Schemata von Außen- und Sicherheitspolitik fassen. 
Sie verlangen neue Strategien.
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TRANSATLANTISCHE PARTNERSCHAFT STÄRKEN –  
DURCH EIN STARKES EUROPA
Ungeachtet dessen – ja, gerade deshalb – besteht unsere transatlantische Partner-
schaft fort. Denn die Atlantische Allianz stützt sich auf gemeinsame Werte, auf 
politische, ökonomische und kulturelle Interdependenzen und auf institutionelle 
Bindungen. Wir sollten sie nicht nur bewahren, sondern im wechselseitigen Interesse 
stärken. Sie sind die Basis für den gemeinsamen Umgang mit globalen Machtver-
schiebungen und Bedrohungen. 

Das heißt erstens: Gerade nach dem Ausgang der US-Präsidentschaftswahlen müssen 
wir die bestehenden Foren des transatlantischen Austauschs stärker nutzen; und 
wir müssen neue schaffen. Sowohl im Persönlichen als auch im Politischen braucht 
Partnerschaft gemeinsame Erfahrungsräume. Nur im Diskurs, also im ständigen 
Ringen um die besseren Argumente und die richtige Lösung, stellen wir die trans
atlantische Partnerschaft langfristig auf eine tragfähige Basis gemeinsamen Han-
delns. In der Sache werden wir bisweilen streiten. Aber das haben wir auch zu Zeiten 
des Ost-West-Konflikts getan. Entscheidend ist etwas anderes: Freiheit, Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit sind nicht nur gemeinsame politische Maximen. Sie sind in 
der Praxis von Staat und Gesellschaft unmittelbar geltende Normen, die das Handeln 
von Bürgern, Wirtschaft und Regierungen prägen – nicht nur innenpolitisch, sondern 
auch außenpolitisch. 

Zweitens: Als Europäer müssen wir nicht nur werte- und interessenbasiert argumen-
tieren, wir müssen auch unter Beweis stellen, dass wir handeln können. Nur dann 
sind wir auch für unsere transatlantischen Freunde ein starker Partner, der mit ihnen 
gemeinsam in der „Weltunordnung“ und im Wettbewerb mit autokratischen Staaten 
bestehen kann. Lange Zeit reichten das Bekenntnis zu einer regelbasierten Ordnung 
und die Mitarbeit im transatlantischen Geleitzug. 

Diese regelbasierte Ordnung hat der Welt seit dem Zweiten Weltkrieg trotz mancher 
Rückschläge und anhaltender Herausforderungen eine Zeit des Friedens und wach-
sender Prosperität beschert. Um diese Ordnung aufrechtzuerhalten, müssen wir die 
Europäische Union stärken. Mit dem EU-Austritt des Vereinigten Königreichs, sprach-
lich und kulturell ein transatlantischer Katalysator, ist die Aufgabe noch bedeutender 
geworden. Als Europäer müssen wir handlungsfähig sein, als ernstzunehmender Part-
ner und als eigenständiger Akteur. Denn Handlungsfähigkeit erweitert Handlungs
optionen. Und Aufgabenteilung wird zum Mittel der Wahl, nicht des Zwangs oder der 
Not. Damit steigern wir die Attraktivität Europas als Partner Washingtons. 
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Attraktivität steht zugleich für Handlungswillen, Handlungsfähigkeit, Solidarität und 
Modernisierung. Dazu müssen wir die bestehenden Innovationslücken schließen, 
in ein digitales, klimaneutrales, widerstandsfähiges und wettbewerbsfähiges Europa 
investieren, nicht vor öffentlich-privaten Partnerschaften zurückschrecken und bei 
alledem effizienter und schneller werden. Damit definieren wir nicht nur Standards, 
bevor uns andere ihre Standards diktieren. Wir setzen auch Maßstäbe für andere. 

Zu Handlungsfähigkeit und Selbstbehauptung haben die Präsidenten Dwight 
Eisenhower und Ronald Reagan ihre europäischen Partner ermuntert, wenn sie einst 
von einer „dritten Großmacht“ und von 
einem „genuin europäischeren Europa“ 
sprachen. Und nicht zuletzt entfaltet 
dies eine magnetische Wirkung auf 
potenzielle Partner im multilateralen 
Kontext. Partnerschaft, nicht Gefolg-
schaft muss unser Maßstab sein. 

Europa stärken heißt allerdings auch, die Vielgestaltigkeit der Europäischen Union 
zu unterstreichen: die Nationen und Regionen, die Vielfalt der Sprachen und Kon-
fessionen, die Erfahrungen von Völkern, sozialen Gruppen und Individuen – und die 
Unterschiede zwischen Norden und Süden, Westen und Osten. Als regulatorische 
und grenzüberschreitende Akteure sind Regionen von großer Bedeutung. Wenn die 
supranationale und die nationale Ebene zusammen als eine Art Schaltpult fungieren, 
dann sind Regionen Knotenpunkte in einem europäischen Netzwerk, das inter
nationale Kooperation auf jeder Ebene möglich und erforderlich macht. Auch für 
die transatlantischen Beziehungen kommt der subnationalen Ebene eine erhebliche 
Bedeutung zu. Der Föderalismus verbindet Deutschland und die Vereinigten Staaten 
von Amerika – verfassungsrechtlich, politisch und gesellschaftlich. Deshalb müssen 
wir die Beziehungen zwischen Bundesstaaten, Provinzen und Regionen auf beiden 
Seiten des Atlantiks im politischen, wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und kultu-
rellen Bereich ausbauen. Denn erst aus Verständnis wächst Verständigung.

Aber natürlich brauchen wir die supranationale Ebene, um das Gewicht der Euro
päischen Union weltpolitisch in die Waagschale zu werfen. In einigen Politikfeldern, 
etwa dem internationalen Handel, gelingt uns das seit vielen Jahren. In anderen 
Politikfeldern wie der Gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
sowie der Klimapolitik haben wir trotz wichtiger Initiativen bislang zu wenig erreicht.

Heute stehen wir vor enormen 
Herausforderungen, die von innen 
und außen auf die Europäische 
Union und die transatlantische 
Freundschaft einwirken.
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HANDELSPOLITIK ALS EUROPÄISCH-TRANSATLANTISCHER MOTOR
Die Handelspolitik ist das älteste und in vielfacher Hinsicht erfolgreichste Instrument 
der Europäischen Union zur Gestaltung ihrer Außenbeziehungen. Hier bewegen 
wir uns auf Augenhöhe mit den Vereinigten Staaten. Und wir tun das ursächlich, 
weil der Kooperationsverbund mit den Vereinigten Staaten uns vor Jahrzehnten die 
Möglichkeit eröffnet hat, eine global ausgerichtete Wirtschafts- und Handelsordnung 
mit liberalen und multilateralen Grundsätzen mitzugestalten. Die „Gegensätze ihrer 
internationalen Wirtschaftspolitik zu beseitigen und die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit zwischen einzelnen oder allen Parteien zu fördern“ haben bereits die Parteien 
des Nordatlantikvertrages zu ihrem gemeinsamen Ziel erklärt. Daran sollten wir 
prinzipiell auch dann festhalten, wenn wir mit einer Stärkung des europäischen 
Gesundheitssektors dafür vorsorgen, in Krisen widerstandsfähiger und unabhängiger 
von globalen Lieferketten zu sein.

Die neuen Handelsabkommen der EU unterstreichen das Bekenntnis zum Freihandel. 
Unsere starke wirtschaftspolitische Stellung gegenüber den Vereinigten Staaten zeigt, 
was Partnerschaft auch im gelegentlichen Streit bedeuten kann. Gerade deshalb 
sollten wir weiter an einem gemeinsamen Grundverständnis für die Wirtschaft der 
Zukunft – allen voran der Digitalisierung – finden und eine Einigung auf Standards 
bei den neuen Technologien erzielen. All das würde nicht nur den transatlantischen 
Zusammenhalt stärken, sondern auch unseren Gesellschaften und der Modernisie-
rung Europas nutzen. Nicht zuletzt wäre damit ein deutliches – und vielleicht das 
wichtigste – Signal gegenüber der Volksrepublik China verbunden. Denn transatlan-
tisch teilen wir die Auffassung, dass China nicht nur Verhandlungspartner und Wett-
bewerber, sondern auch Systemrivale ist. Nur transatlantisch werden wir es schaffen, 
auch in Zukunft dem globalen Handel und neuen Technologien unseren liberalen 
Stempel aufzudrücken und Normen sowie Standards zu prägen. Es bedarf dazu keines 
umfassenden Abkommens, sondern einer Vielzahl von Schritten.
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SICHERHEITSPOLITIK: BÜNDNISFÄHIGKEIT UND VERLÄSSLICHKEIT
Wenn die Handelspolitik im transatlantischen Gefüge zu den Stärken der Euro
päischen Union gehört, dann bleibt die Sicherheits- und Verteidigungspolitik der 
EU unverändert hinter den selbst gesteckten Zielen und den Erwartungen der USA 
zurück. Der Ruf nach einer fairen Lastenteilung ist so alt wie das Bündnis und er trifft 
einen wunden Punkt. Wer sich auf Partnerschaften verlässt, der muss selbst verläss-
lich sein. Mit Militarisierung hat das nichts zu tun. Vor weit mehr als einem Jahrzehnt 
haben sich alle Mitgliedstaaten der NATO auf das Zwei-Prozent-Ziel verpflichtet. 
Dieses Ziel ist nicht nur ein NATO-Ziel, sondern – im Rahmen von PESCO – auch 
ein europäisches Ziel. Und in diesem Bewusstsein sollten wir es auch verstehen. Vor 
allem jedoch ist die Verteidigungs- und Bündnisfähigkeit etwas, was im unmittel-
baren Interesse der Bundesrepublik Deutschland liegt – und gleichzeitig der Ver
teidigung unserer Werte und Prinzipien dient. 

Die Herausforderungen werden in den nächsten Jahren eher zu- als abnehmen. 
Geografisch betrifft das vor allem den von Nordafrika über den Nahen und Mittleren 
Osten bis nach Zentralasien reichenden Krisenbogen. In unserer Russlandpolitik 
mögen wir uns gemeinsam mit den USA auf die vor mehr als 50 Jahren im Har-
mel-Bericht niedergelegte Formel eines als Miteinander deklarierten Nebeneinan-
ders, nämlich „Sicherheit und Entspannung“, verständigen. Ansonsten aber werden 
sich die Vereinigten Staaten verstärkt dem pazifischen Raum widmen, während wir 
in Europa anders als die USA vor allem die Folgen von Kriegen, Bürgerkriegen und 
Staatenzerfall in unserer Nachbarschaft ganz unmittelbar spüren werden. Zehn Jahre 
nach den Aufständen in Nordafrika und im Nahen Osten sind wir darauf nur unzu-
reichend vorbereitet. 

Als Europäer, als Amerikaner und – wann und wenn immer möglich – als transatlan-
tische Partner gehen uns die Herausforderungen des jeweils anderen etwas an. Das 
war in den letzten 40 Jahren so. Diese gemeinsame Geschichte erlaubt uns, Fragen an 
die Vergangenheit zu stellen, um aus den Fehlern zu lernen – vor allem aber, um aus 
der vor uns liegenden Dekade erneut ein Jahrzehnt der europäischen und transatlan
tischen Modernisierung zu machen. Dann können wir einen wichtigen Beitrag zu 
einer globalen, freiheitlicheren Ordnung leisten.

45



DR. IAN O. LESSER

Breiter und tiefer: Transatlantische  
Verantwortung im 21. Jahrhundert

Die westliche Wertegemeinschaft trägt die Verantwortung, kreativer über Breiten-
grade hinwegzudenken. Wir sollten die transatlantischen Beziehungen großzügi-
ger und in größeren zeitlichen Dimensionen betrachten.

Die transatlantischen Partner gestalten Politik üblicherweise entlang von Herausfor-
derungen und Chancen. Von Verantwortung ist dabei oft weniger die Rede. Die kom-
menden Jahre werden Fragen gemeinsamer Verantwortung – und Verbundenheit – 
jedoch stärker ins Zentrum rücken. Das bedeutet, dass neben praktischen Interessen 
auch Werte verstärkt in den Blick genommen werden müssen. Das bedeutet auch, in 
größeren zeitlichen Dimensionen zu denken und die transatlantischen Beziehungen 
großzügiger und kreativer zu betrachten. Verantwortung entsteht dabei lokal, regio-
nal und global.

Zunächst einmal erwarten unsere Gesellschaften Schutz vor offenkundigen Risiken, 
sowohl vor alten als auch neuen. Die Erfahrungen mit der COVID-19-Pandemie haben 
deutlich gemacht, wie anfällig Europa und Nordamerika sowohl für ungewohnte 
als auch für althergebrachte Risiken sind. Bereits vor der Pandemie war das Konzept 
„beschützender“ Nationen und Institutionen Gegenstand des politischen Diskurses 
auf beiden Seiten des Atlantiks. In der postpandemischen Welt werden die Bürgerin-
nen und Bürger von ihren Regierungen in puncto Sicherheit und Handlungsfähigkeit 
zu Recht mehr erwarten. Das schließt auch die Sicherheit der Volkswirtschaften, den 
Schutz der Privatsphäre und die Sicherheit des digitalen Raumes ein.

Dr. Ian O. Lesser
• Vize-Präsident, German Marshall Fund of the United States (GMF)

Executive Director, GMF Brüssel•	
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Europa und Nordamerika werden sich auch mit Bedrohungen auseinandersetzen 
müssen, die sich aus dem immer intensiveren geopolitischen Wettstreit mit Russland 
und China ergeben. Abschreckung und Verteidigung bleiben als Verantwortung 
unausweichlich. Es besteht jedoch die Gefahr, dass nationale Wahrnehmungen dieser 
Herausforderungen auf eine Art und Weise divergieren, welche die kollektive Sicher-
heit untergräbt. In einer solchen Konstellation wird Führungen die Verantwortung 
zukommen, multilaterale Institutionen, auch zentrale Sicherheitsorganisationen 
wie die NATO, nicht nur anzuerkennen, sondern aktiv für sie einzutreten. Jüngere 
Erfahrungen zeigen, dass das Risiko einer Renationalisierung der Politik durchaus 
real ist – auch bei Kernmitgliedern der transatlantischen Allianz. Wenn die Bündnis-
partner auf ein Zeitalter gefährlicheren sicherheitspolitischen Wettbewerbs in Europa 
und Asien zusteuern, dann müssen wir uns auf pointiertere Debatten über unbe-
queme Themen, von Nuklearstrategie 
bis Rüstungskontrolle, einstellen. In 
diesem Zusammenhang wird Rückver-
sicherung so wichtig sein wie Abschre-
ckung. Dabei kann es helfen, die NATO 
als politische Institution zu stärken.

Zweitens kommt den transatlantischen Partnern die Verantwortung zu, drängen-
den globalen Herausforderungen auf abgestimmte Weise zu begegnen. Langfristig 
wird der Klimawandel mit einiger Wahrscheinlichkeit das globale Thema sein, 
das die Beziehungen zwischen den USA und der EU prägt und bewegt. Die Biden-
Administration hat bereits signalisiert, mit der Rückkehr zum Übereinkommen von 
Paris hierbei eine Kehrtwende vollziehen zu wollen. So gehörte John Kerrys Besuch 
bei seinen für die Klimapolitik zuständigen EU-Kollegen in Brüssel im März 2021 zu 
den ersten hochrangigen transatlantischen Begegnungen der neuen Administration, 
die persönlich stattfanden. Die Zusammenarbeit rund um den ökologischen Wirt
schaftsaufschwung und eine postkarbone Zukunft werden für die transatlantischen 
Beziehungen perspektivisch von zentraler Bedeutung sein und die Politik in anderen 
entscheidenden Bereichen – von Handel bis Infrastruktur – beeinflussen. Dies ist 
einer der Punkte, an denen die internationale Politik die Sorgen der Bürgerinnen und 
Bürger unmittelbar berührt. Insbesondere für die kommende Generation wird die 
Zusammenarbeit in Klimafragen zu einem immer wichtigeren Test für den Nutzen 
der transatlantischen Beziehungen werden.

Populisten und Nationalisten 
beiderseits des Atlantiks haben die 
Eliten, ihre Institutionen und ihre 
Projekte ins Visier genommen.
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Die Vereinigten Staaten und Europa werden auch ein abgestimmtes Vorgehen in 
Bezug auf diese Langzeitherausforderungen brauchen, die der Aufstieg Chinas und 
die Entwicklungen in Asien darstellen. Diese Herausforderungen sind vielgestaltig; 
sie reichen von Handel und Technologie bis hin zu Ideologie und Sicherheit. Unaus
weichlich werden die Sichtweisen auf Aspekte dieses Wettbewerbs seitens der Ver-
einigten Staaten und seitens Europas unterschiedlich ausfallen. Die USA bilden ein 
Machtzentrum zwischen zwei Ozeanen, und der „indopazifische Raum“ ist bereits 
jetzt ein zentraler strategischer Fokus für Washington und andere. Um eine beliebte 
Formulierung neu zu prägen: Wir könnten uns dem Ende einer hundertjährigen Aus-
richtung Amerikas auf Europa nähern. Dieser Wandel wird sich maßgeblich auf die 
transatlantische Lastenteilung auswirken. Er vollzieht sich jedoch auch zu einer Zeit, 
in der die europäische Sicherheitsumgebung selbst instabil und von massiven Risiken 
im Osten und Süden gekennzeichnet ist. Die zentralen Institutionen werden diese geo-
politische Entwicklung ins Kalkül ziehen müssen. Mag die NATO in Asien auch keine 
neuen Sicherheitsaufgaben übernehmen, sie wird sich ganz sicher der Entwicklungen 
in der Region annehmen müssen – als politischer Imperativ für das Bündnis selbst. 

Drittens werden wir die transatlantische Partnerschaft umfassender betrachten 
müssen. Es geht dabei nicht allein um die Achse Washington-Brüssel-Berlin. Die 
transatlantische Gemeinschaft trägt die Verantwortung, kreativer über Breitengrade 
hinweg zu denken. Viele der drängendsten globalen Herausforderungen, vom öffent-
lichen Gesundheitswesen bis zur Umwelt, von der Migration bis hin zur Zukunft des 
Handels und des Finanzwesens, können ohne eine Zusammenarbeit mit dem globa
len Süden nicht wirksam bewältigt werden. Und auch im strikt transatlantischen 
Sinn müssen wir enger mit atlantischen Gesellschaften in Afrika, in Lateinamerika 
und in der Karibik zusammenarbeiten. Hinsichtlich des Nutzens eines breiteren 
geografischen Ansatzes sind die Lehren aus der Pandemie ganz klar, vor allem, wenn 
es um Themen geht, bei denen innenpolitische und internationale Belange zusam-
menfließen. Wir tragen die Verantwortung, die Landkarten der transatlantischen 
Beziehungen in unseren Köpfen zu aktualisieren und neue Akteure in eine engere 
Partnerschaft mit Europa, Nordamerika und den euroatlantischen Institutionen 
einzubeziehen.
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Schließlich tragen die Vereinigten Staaten und Europa die Verantwortung, nicht 
selbstgefällig zu werden. Populisten und Nationalisten beiderseits des Atlantiks 
haben die Eliten, ihre Institutionen und ihre Projekte ins Visier genommen. Dies 
wirkt sich zersetzend auf die Haltung gegenüber Bündnissen, internationalen 
Übereinkünften und nicht zuletzt objektiven Debatten über Außenpolitik aus. 
Verantwortungsträgern wird die schwierige Aufgabe zukommen, Außenpolitik ange-
messen an den alltäglichen Sorgen der Bürgerinnen und Bürger auszurichten, ohne 
in Strategien abzugleiten, die von Souveränitäts- und Identitätsfragen geleitet sind. 
Drängende wirtschaftliche und gesundheitliche Belange machen das nicht leichter, 
aber es ist für die Beständigkeit des transatlantischen Verhältnisses von entschei
dender Bedeutung. Um florieren zu können, müssen die transatlantischen Bezie-
hungen in den kommenden Jahren breiter und tiefer werden. Breiter insofern, als 
zusätzliche Akteure im atlantischen Raum eingebunden werden müssen; tiefer durch 
das Zugehen auf Bürgerinnen und Bürger, denen andernfalls nicht klar wäre, welch 
zentrale Rolle die Beziehungen über den Atlantik hinweg für ihre eigenen Anliegen 
spielen. Das ist ein gleichermaßen menschliches wie geopolitisches Unterfangen. 
All jene, denen die transatlantischen Beziehungen am Herzen liegen, müssen die 
Bedeutung der atlantischen Verbundenheit und ein gemeinsames Gespür für globale 
Verantwortung untermauern und dabei über den Tellerrand von „Herausforderungen 
und Chancen“ hinausdenken.
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Transatlantische Sicherheitspartnerschaft 
und Verantwortung für den Westen

Gemeinsame Werte sind ein starker Klebstoff – und die Bedrohung dieser Werte 
ist der beste Grund für einen engen Zusammenhalt. Warum die transatlantische 
Partnerschaft wieder zur Schicksalsfrage geworden ist.

Mal angenommen, der Westen bräche zusammen, was bliebe von ihm übrig?  
Die Frage nach dem Kern des Westens ist nicht nur Theorie. Sie führt uns zu dem, 
worum es in unserer Politik immer gehen muss, ganz gleich, wie aufgeregt das 
politische Tagesgeschäft gerade ist. 

Das Unvergängliche am Westen sind die zeitlosen Ideen der beiden „atlantischen 
Revolutionen“ von 1776 in Amerika und von 1789 in Frankreich: dass die Freiheit 
des Einzelnen vor dem Zugriff der Herrschenden geschützt ist, dass die Bürger 
selbst darüber entscheiden, vom wem sie regiert werden, dass nicht willkürlich 
Recht gesetzt und gesprochen wird, dass das Eigentum, das man erarbeitet hat, 
nicht einfach enteignet werden kann. 

Noch heute bilden diese Werte, in verfeinerter und erweiterter Form, den Kern der 
freiheitlichen Ordnung, in der wir leben und die wir schützen und stärken müssen. 
Aus ihnen ist die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948 hervorge
gangen. Auf ihnen beruht Anspruch und Legitimation der Vereinten Nationen. Auf 
sie stützt sich nicht zuletzt auch unser Grundgesetz.

Annegret Kramp-Karrenbauer

• Bundesministerin der Verteidigung
Vorsitzende, Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU) 2018-2021
Ministerpräsidentin des Saarlandes 2011-2018

•	
• 
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Selbstverständlich bilden diese Werte auch das Gerüst der NATO, unserer Nord
atlantischen Allianz. Seit 1949 ist es Aufgabe der NATO, die freiheitlich gesinnten 
Nationen in Europa und Nordamerika militärisch zu verteidigen. Damit schützt sie 
auch die Geltung der Werte und der Ideen des atlantischen Erbes.

Die Mitgliedsstaaten der NATO haben vielfältige Traditionen und unterschied-
liche Kulturen. Und doch hält die Gemeinschaft zusammen. Denn gemeinsame 
Werte sind ein starker Klebstoff und die Bedrohung dieser Werte der beste Grund, 
zusammenzustehen.

Nach 1990 erschien es vielen so, als seien diese Bedrohungen für immer vorbei. Doch 
heute sind unsere Werte wieder bedroht, und manche sagen: so stark wie nie zuvor. 

Ähnlich wie vor 1990 sind die strate
gische Bedrohungsdebatte und die 
globale Wertedebatte heute wieder 
weitgehend deckungsgleich. Das ist eine 
besorgniserregende Entwicklung, denn 
ideologische Konflikte sind langlebig 
und werden besonders intensiv ausge-
tragen. Aber zur aktuellen strategischen 
Wahrheit gehört nun einmal, dass die offensten Feinde der universellen Freiheits-
werte gerade jene Staaten sind, die den Westen (und nicht nur ihn) am aggressivsten 
bedrohen, die sich selbst in einer Systemrivalität mit dem Westen sehen. 

China mit seinem geopolitischen Ehrgeiz und seinem machtvollen Dominanz-
anspruch hat mit offener Gesellschaft, Menschenrechten und gelebter Demokratie 
nicht viel im Sinn. Peking will keine faire Verflechtung von Lieferketten, es will 
Kontrolle über Märkte und über das politische Handeln anderer Staaten gewinnen, 
auch über Europa, auch über uns in Deutschland. 

Russlands Herrscher definieren ihr Land offen gegen den Westen, rüsten massiv auf 
und nutzen die offenen Flanken der Demokratie, um sie auszuhöhlen und verächtlich 
zu machen. Durch sein anwachsendes Raketenarsenal an der NATO-Ostflanke ist das 
strategische Gleichgewicht in Europa schon heute empfindlich gestört.

Europa wird enorme 
Anstrengungen unternehmen 
müssen, um technologisch, 
wirtschaftlich und damit 
letztlich militärisch 
anschlussfähig zu bleiben.
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Auch der islamistische Terror im Nahen Osten und in Afrika bleibt eine ernsthafte 
Bedrohung, ebenso die nukleare Aufrüstung und die destabilisierende regionale Rolle 
Irans. Diktatorische Regime in aller Welt leben dauerhaft im Krieg mit ihrer eigenen 
Bevölkerung. Sie beschwören Elend, Bürgerkriege und Vertreibung herauf. Der Fall 
Syrien zeigt, wie diese scheinbar fernen Konflikte direkte Wirkung bei uns entfalten.

Verstärkt werden diese Gefahren durch neue Technologien, die auch neue Risiken 
schaffen: in den weltweiten Datennetzen, bei der Steuerung kritischer Infrastruk
turen und durch hochmoderne, hochwirksame Waffensysteme.

Für uns Deutsche und uns Europäer ist diese heikle globale Lage von höchster 
Bedeutung – politisch, wirtschaftlich und auch militärisch.

Zentraler Ankerpunkt für den Umgang damit bleibt die transatlantische Partner-
schaft. Wir Europäer werden ohne die USA nicht frei und sicher bleiben können. 
Und die USA werden allein, ohne den großen und einflussreichen Wirtschaftsblock 
der Europäischen Union, im Wettbewerb mit China nicht ohne Weiteres bestehen 
können. Anders, als wir fast 30 Jahre lang glauben konnten, ist die Verbindung über 
den Atlantik wieder zur Schicksalsfrage geworden.

Doch die Bedingungen dieser Partnerschaft sind heute andere. Europa ist im neuen 
globalen Ringen um Ordnung und Vormacht ein wichtiger, aber nicht mehr der 
wichtigste Schauplatz. Die neue Systemrivalität findet unter den Vorzeichen umfas-
sender Globalisierung statt. Weltweite Verflechtungen machen eine simple Einteilung 
in geschlossene gegnerische Lager unmöglich, Konflikte werden vielschichtiger.

Europa wird enorme Anstrengungen unternehmen müssen, um technologisch, 
wirtschaftlich und damit letztlich militärisch anschlussfähig zu bleiben. Auch davon 
hängt die Qualität seiner Beziehungen zu den USA ab. Ein starker Alliierter ist ein 
nützlicher Alliierter, das gilt auch in der NATO, bei aller Wertefokussierung. Und 
natürlich hängt von Europas Stärke auch sein künftiges Verhältnis zu China ab: 
kann die Alte Welt sich behaupten gegen einen Rivalen, der sie seiner machtpoli
tischen Einflusssphäre zuschlagen will?

Schließlich dürfen wir nicht aus dem Blick verlieren, dass es auch innerhalb der 
NATO Spannungen gibt, die sich an Werten entzünden und deshalb den Zusammen-
halt der Allianz gefährden können.

52



40-JÄHRIGES BESTEHEN DES AMTES DES TRANSATLANTIKKOORDINATORS

Einige Partner verlassen sich zu sehr darauf, dass ihre strategische Bedeutung ihnen 
jede Abweichung vom Wertekern des Bündnisses erlaubt, das schwächt den Zusam-
menhalt. China und Russland haben das längst erkannt und versuchen, die Streit-
punkte wo immer sie können zu verschärfen.

Gerade hieran zeigt sich, dass die NATO ihre Stärke nicht nur aus den gemeinsamen 
Sicherheitsinteressen ihrer Mitgliedsstaaten bezieht. Ohne gemeinsame Wertebasis 
wird sie schwächer – und angreifbar.

Deutschland hat die transatlantische Verbundenheit tief in seine staatspolitische 
DNS eingeschrieben. Wie die europäische Integration sind auch die NATO und die 
Partnerschaft mit den USA konstitutiv für unsere Politik und unser strategisches 
Denken. Die Geschichte unseres Landes zeigt, dass europäische und atlantische 
Identität einander nicht ausschließen und wir nur verlieren können, wenn das 
eine gegen das andere ausgespielt wird.

Der Schock der Trump-Jahre hat uns zudem vor Augen geführt, dass auch unsere 
europäischen Bindungen immer dann lockerer werden, wenn die transatlantische 
Verbindung schwächelt. So ist das, wenn Wertepartnerschaften in Gefahr geraten: 
Man kann nicht auf der einen Seite etwas wegnehmen, ohne dass die andere Seite 
in Schieflage gerät.

Die Sicherheit Europas ist Sache der Europäer – und sie ist auch Sache der Ameri
kaner! So wie der Schutz, die Stärkung und die Verteidigung freiheitlicher Werte 
beiden gemeinsam sind.

Der Westen wird, anders als in der eingangs gestellten Frage, nicht zerbrechen, wenn 
er die strukturellen Vorteile der offenen Gesellschaft mobilisieren kann. Die Bewäh-
rungsprobe wird hart. Nur geeint werden wir sie bestehen. Es ist gut zu wissen, dass 
der Transatlantikkoordinator der Bundesregierung für dieses Ziel seit 40 Jahren strei-
tet. Möge ihm – oder ihr – das auch in den kommenden 40 Jahren gut gelingen!
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Die Herausforderung annehmen:  
„Westlessness“ überwinden

Die liberale Demokratie steht weltweit unter Druck, von innen und von außen. Wir 
befinden uns an einem Wendepunkt zwischen einer immer autoritäreren Welt und 
einem demokratischen Weg. Europa darf jetzt nicht auf die USA warten, sondern 
muss engagiert in die Erneuerung der transatlantischen Beziehungen investieren.

Während der Special Edition der Münchner Sicherheitskonferenz (MSC) im Februar 
2021 hat US-Präsident Joe Biden die Frage, zu welchem Grad der Westen in dieser 
Welt noch gebraucht wird, direkt angesprochen. Für Biden war die Antwort ein-
deutig: Wir befinden uns an einem Wendepunkt zwischen einer immer autoritäreren 
Welt und einem demokratischen Entwicklungsweg. Sichtbar wird dies auch in dem 
jüngsten Bericht der Nichtregierungsorganisation Freedom House. So war das Jahr 
2020 das 15. Jahr in Folge, in dem die Entwicklung in Bezug auf politische Rechte und 
bürgerliche Freiheitsrechte rückläufig war. Inzwischen leben weniger als 20 Prozent 
der Weltbevölkerung in einem freien Land – das beschreibt den niedrigsten Wert seit 
1995. Um die Demokratie zu schützen, ist es, so Biden, „unsere bedeutendste Aufgabe“, 
der Welt zu zeigen, dass Systeme, die sich auf demokratische Regeln und Werten 
stützen, auch in dieser sich verändernden Welt den an sie gerichteten Erwartungen 
gerecht werden können. Er unterstrich, dass die Demokratie überall auf der Welt – 
einschließlich in Europa und in den Vereinigten Staaten bedroht ist, und rief nach-
drücklich zu einer demokratischen Erneuerung auf.

Botschafter Wolfgang Ischinger

• Vorsitzender, Münchner Sicherheitskonferenz (MSC) und Vorsitzender, Stiftungsrat MSC
Senior Professor für Security Policy und Diplomatic Practice, Hertie School of Governance
Deutscher Botschafter im Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland 2006-2008
Deutscher Botschafter in den Vereinigten Staaten 2001-2006
Staatssekretär, Auswärtiges Amt 1998-2001
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•	
• 
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Diese Entwicklung des zunehmenden inneren, wie äußeren Drucks– auf liberale 
Gesellschaften und Systeme und die sich wandelnde Rolle „des Westens“ griff die 
Münchner Sicherheitskonferenz 2020 unter dem Leitmotiv „Westlessness“ auf. Laut 
dieser Wortneuschöpfung ist nicht nur die Welt weniger westlich geworden, auch 
der Westen selbst wird weniger westlich.

UNTER DIE LUPE GENOMMEN
Die Symptome dieser Entwicklung sind vielfältig: Eine veränderte Rolle der USA und 
belastete transatlantische Beziehungen, eine schwache globale Zusammenarbeit und 
der zunehmende Wettbewerb der Großmächte, eine unter Druck stehende EU sowie 
im Aufstieg befindliche autoritäre und nationalistische Kräfte sind lediglich Bespiele. 
Diese Trends haben sich im Zuge der Covid-19-Pandemie weiter beschleunigt. Drei 
Aspekte sind hierbei besonders bedeutsam:

1.	� Das europäische Projekt unter Druck
In Europa ist die Pandemie zu einem weiteren Lackmustest für den ohnehin belaste-
ten europäischen Zusammenhalt geworden. Statt gemeinsam auf den Ausbruch der 
Pandemie zu reagieren, überwogen in den EU-Mitgliedstaaten zunächst nationale 
Reflexe. Reiseverbote und Ausfuhrbeschränkungen für medizinische Versorgungs
güter wurden erst nach intensiven Diskussionen wieder aufgehoben. Und während 
das umfassende Aufbaupaket der EU mit viel Beifall aufgenommen wurde, dominiert 
in der Öffentlichkeit Kritik an der Impfstrategie der Kommission.

2.	� Eine fehlende gemeinsame transatlantische Zusammenarbeit und Führungs-
rolle, ausgenutzt von anderen Akteuren

Mit dem Ausfuhrstopp wichtiger medizinischer Versorgungsgüter, sowohl vonsei-
ten Europas als auch vonseiten der USA, und dem Ausbleiben einer gemeinsamen 
Antwort auf die Pandemie haben sich die Gräben in den transatlantischen Beziehun-
gen mit der Coronakrise weiter vertieft. Selbst ein Jahr nach Beginn der Pandemie 
setzen die USA, das Vereinigte Königreich und die EU anfangs eher auf gegenseitige 
Ausfuhrkontrollen für Impfstoffe als auf die Entwicklung eines gemeinsamen Ansat-
zes zur Pandemiebekämpfung. Die Folgen dieses fehlenden gemeinsamen Handelns 
und Gestaltung der globalen Agenda durch die transatlantischen Partner wurde 
offensichtlich, als dieses Vakuum von anderen Ländern gefüllt wurde. So haben 
China und Russland versucht, eine führende Rolle einzunehmen und den „Kampf der 
Narrative“ zu gewinnen. Beide Länder nutzen die Krise für eine sogenannte „Masken
diplomatie“ aus und verbreiteten gezielt Desinformationen über die Krisenmaßnah-
men des Westens.
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3.	� Ein verstärkter Wettbewerb der Großmächte und eine geringe weltweite 
Zusammenarbeit

Während die Spannungen zwischen Washington und Peking bereits vor Corona 
zugenommen hatten, verschärften sie sich im Verlauf der Pandemie weiter. Dieser 
zunehmende Wettbewerb zwischen den Großmächten hat weitreichende Aus-
wirkungen. Im Gegensatz zur Finanzkrise von 2008, als die internationale Staaten
gemeinschaft erfolgreich starke gemeinsame Maßnahmen zur Bekämpfung der Krise 
beschloss, wurde dieses Mal der Weg hin zu gemeinsamen Lösungsansätzen der G7 
und G20 weitgehend durch die Rivalität zwischen China und Amerika versperrt und 
die Arbeit multilateraler Institutionen wie der Weltgesundheitsorganisation erheb-
lich geschwächt.

Darüber hinaus hat weltweit die Entwicklung hin zu einer Entkopplung der wirt-
schaftlichen Beziehungen weiter an Dynamik gewonnen. Der zunehmende Rückzug 
der Staaten zurück hinter ihre nationalen Grenzen und die abnehmende interna
tionale Zusammenarbeit kennt auf Dauer nur Verlierer.

„WESTLESSNESS“ ÜBERWINDEN: FÜR EINEN ERNEUERTEN WESTEN
Aus all dem leitet sich nun folgende Frage ab: Was können wir dagegen tun? Die 
Pandemie stellt auch eine Chance für die liberalen Demokratien dar, zu beweisen, 
dass ihre Systeme den an sie gerichteten Erwartungen gerecht werden können. Da 
die westlichen Staaten, wie wir im Munich Security Report 2020 argumentiert haben, 
zumindest in der Theorie über die notwendigen ideellen, materiellen und institutio
nellen Ressourcen für eine stetige Selbsterneuerung verfügen, kann die Krise als 
Katalysator dienen, um Veränderungen zu bewirken und gestärkt aus ihr hervorzu
gehen. Um nachhaltiges Wirtschaftswachstum und Innovationen zu fördern, die 
Resilienz von Gesellschaften zu verbessern und unsere politischen Systeme zu stär-
ken, müssen Europa und die USA ihren Worten Taten folgen lassen und den ehrgei
zigen Imperativ ihrer Rettungspläne, „build back better,“ verwirklichen.

Die Antwort des Westens auf die COVID-19-Pandemie und ihre vielfältigen Folgen 
darf sich nicht innerhalb der eigenen Grenzen erschöpfen; vielmehr ist es erforder-
lich, dass der Westen eine globale Führungsrolle einnimmt. US-Finanzministerin 
Janet Yellen formulierte es in ihrem Schreiben an die G20 im Februar 2021 so, dass 
kein Land allein den Sieg über diese Gesundheits- und Wirtschaftskrise erringen 
könne. Dies sei der Zeitpunkt für Multilateralismus.
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Die Pandemie ist hierbei nur ein 
Beispiel für die gemeinsamen Heraus
forderungen, mit denen wir in einer 
vernetzten Welt konfrontiert sind. 
Diese globalen Herausforderungen 
verlangen nach Antworten, die 
Nationalstaaten allein nicht geben 

können. Da autoritäre und populistische Staatenlenker das genaue Gegenteil pro
pagieren, nämlich die Mär von der unveränderten Stärke und Problemlösungs
kompetenz der Nationalstaaten, ist es an den liberalen, demokratischen Staaten 
zu beweisen, dass es ihre Zusammenarbeit ist, welche die besten Ergebnisse für die 
Menschen bringen kann. Mit dem Bekenntnis zu internationaler Zusammenarbeit, 
liberaler Demokratie und dem Schutz der Menschenrechte als seine Grundpfeiler 
sind die Argumente für einen „erneuerten“ Westen unverändert stark.

GEMEINSAM VORAN
Die Wahl von Präsident Biden stellt eine einzigartige Gelegenheit dar, den Zustand 
von „Westlessness“ zu überwinden. Dafür muss der Westen bei sich selbst beginnen. 
Allzu oft haben die westlichen Staaten gegen ihre eigenen Prinzipien verstoßen und 
demokratische Normen und Werte verletzt – sowohl im In- als auch im Ausland. Die 
Tatsache, dass sich Präsident Biden dessen bewusst zu sein scheint, ist ein starker 
Ausgangspunkt für die Erneuerung des Westens. Statt von Überheblichkeit waren 
seine Reden der letzten Monate von Bescheidenheit geprägt. So betonte er, dass 
Demokratien darauf hinarbeiten müssten, die „Vorstellung von der Zukunft, in der 
jede Stimme zählt, in der die Rechte aller geschützt werden und die Rechtsstaatlich-
keit gewahrt wird“, Wirklichkeit werden zu lassen. 

Neben dieser nationalen Dimension muss die transatlantische Allianz, als das Herz-
stück des westlichen Projekts, auf internationaler Ebene Führungskompetenz bewei-
sen und für die liberale Demokratie einstehen. Auf der US-Seite sind die Zeichen viel-
versprechend. So stellt Präsiden Biden internationale Zusammenarbeit, Bündnisse 
und Partnerschaften in den Mittelpunkt seiner Außenpolitik stellt. Dies kam auch 
auf der MSC Special Edition zum Ausdruck. So versicherte er dem europäischen Pub-
likum: „Amerika ist wieder da. Das transatlantische Bündnis ist wieder da.“ Derweil 
unterstrich US-Außenminister Antony Blinken, die Konsequenzen eines Fehlens der 
USA auf der internationalen Bühne: „Wenn die USA sich zurückziehen, geschieht 
wahrscheinlich eines von zwei Dingen: Entweder versucht ein anderes Land, unseren 
Platz einzunehmen, dies aber nicht in einer Art und Weise, die unseren Interessen 

Es ist ein ermutigender erster 
Schritt, dass der Stärkung der 
freiheitlichen Demokratie in der 
politischen Agenda des Westens 
wieder eine Hauptrolle zukommt.
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und Werten entspricht. Oder, was vielleicht genauso schlecht ist, keiner springt ein, 
und dann haben wir Chaos, samt aller Gefahren, die das mit sich bringt. Keine der 
beiden Optionen ist gut für Amerika.“

Trotz dieser Bekenntnisse wäre es ein Fehler, in den kommenden Monaten und 
Jahren ein transatlantisches Paradies zu erwarten. Die Tatsache, dass die Vereinigten 
Staaten trotz ihrer neuen, internationalistisch geprägten Rhetorik an ihrer „America 
First“-Impfstrategie festhalten, belastet die transatlantischen Flitterwochen. Die 
Staats- und Regierungschefs der EU haben nicht ganz Unrecht, wenn sie sich darüber 
beschweren, dass sie in ihren Ländern massiver Kritik angesichts der Langsamkeit der 
Impfkampagne ausgesetzt sind, während Millionen Impfdosen in Länder außerhalb 
der EU exportiert werden. Wer ist den westlichen Werten also stärker verpflichtet 
– Europa oder die Vereinigten Staaten? Differenzen zwischen Europa und den USA, 
beispielsweise im Hinblick auf die Höhe der Verteidigungsausgaben, die Gaspipeline 
Nord Stream 2 oder Regulierungsfragen, existierten schon lange vor der Präsident
schaft Trumps; andere Bereiche für möglichen Dissens, wie die Strategie gegenüber 
China, werden auf der Agenda nach oben rücken. Daneben geht der bündnisbasierte 
Ansatz der US-Regierung mit höheren Erwartungen an ihre Partner einher. Europa 
darf nicht darauf warten, dass die USA Initiativen anstößt, sondern muss pro-aktiv
politisches und wirtschaftliches Kapital in die Erneuerung der transatlantischen 
Beziehungen investieren.

Als eines der wichtigsten Länder innerhalb Europas muss Deutschland diese 
Bemühungen durch entschiedenes Handeln unterstützen und anführen. In ihrer 
Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2021 betonte Angela Merkel, dass es 
manchmal notwendig sei, „über den eigenen Schatten zu springen“, um internatio
nale Verpflichtungen zu erfüllen. Bisher waren diese Anstrengungen unzureichend, 
wie wir auch in unserer Sonderausgabe des Munich Security Report zur deutschen 
Außen- und Sicherheitspolitik verdeutlicht haben. 

Es ist ein ermutigender erster Schritt, dass – den Beiträgen zur Special Edition der 
Münchner Sicherheitskonferenz nach zu urteilen – der Stärkung der freiheitlichen 
Demokratie in der politischen Agenda des Westens wieder eine Hauptrolle zukommt 
– und dass ein gemeinsamer transatlantischer Ansatz hierfür als entscheidend 
gesehen wird. Um den Zustand der „Westlessness“ zu überwinden, gilt es nun, diese 
neue transatlantische Dynamik in konkretes gemeinsames Handeln zu übersetzen.
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Welcome back, America!

Carepakete und Elvis, schwarze GIs und Kennedy: Die Begegnung mit dem American 
Way of Life war für die junge Bundesrepublik ein Schock und eine aufregende Ent
deckung zugleich. Nun ist Amerika wieder da – die Wahl Joe Bidens war ein Triumph 
der Demokratie, vielleicht der wichtigste seit der friedlichen Revolution von 1989/1990.

Eine subjektive Annäherung: Mit den Carepaketen kam auch der erste Kulturstreit 
mit den Eltern. Die altdeutschen Dirndl, von der Schneiderin mit Puffärmeln und 
Schürzchen gefertigt, konkurrierten plötzlich mit unerhörten Neuigkeiten von der 
anderen Seite des Atlantiks. Eine hellblaue Wolke aus Organza, luftig und leicht, mit 
kleinen Blümchen auf dem zarten Stoff und Schmetterlingsärmeln: Nur mit diesem 
Kleid und keinem anderen wollte die Jüngste auf das anstehende Familienfoto – 
Kind eins bis sieben der Größe nach aufgereiht.

Dem Organza folgten die „Petticoats“, die eine unerhörte Weite der bunten Röcke bei 
eng geschnürter Taille erlaubten. Dazu flache Schuhe, weiße Blusen und der frivole 
Rock ‚n‘ Roll. So viel Aufmüpfigkeit war nie.

In die Welt der sonntagnachmittäglichen Hausmusik, die sich über Schütz, Händel 
und Bach kaum hinauswagte, brach etwas Fremdes herein. Die geschlossene 
Welt einer vermeintlich heilen deutschen Familie konnte sich diesen Avancen 
der Moderne nicht entziehen. Eine neue Lebenslust durchbrach die ernste bis 
beklemmende Atmosphäre des Elternhauses.

Marieluise Beck

Ralf Fücks

• Direktorin Ostmitteleuropa/Osteuropa, Zentrum Liberale Moderne
Mitglied des Deutschen Bundestages 1983-2017

Gründer und geschäftsführender Gesellschafter, Zentrum Liberale Moderne
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Zum alten Radio gesellte sich ein Plattenspieler aus grauem Bakelit, zu bespielen 
mit Vinylplatten in 45iger und 33iger Format. Mit ihm zog die „Party“ ins Haus.

Unvergessen auch die Begegnungen mit schwarzen GIs, hoch in den geöffneten 
Luken amerikanischer Kampfpanzer, die nach dem Krieg in der Pfalz stationiert 
waren – lachende Männer, die Kaugummi-Streifen unter die deutschen Kinder 
warfen, Elvis Presleys Ankunft mit einem amerikanischen Truppentransporter 
in Bremerhaven, empfangen von einer Menge enthusiastischer Fans, zu sehen in 
der Kino-Wochenschau.

Der Einbruch einer anderen Kultur 
und der Aufbruch in eine neue Zeit 
hatten begonnen, dank der besonnenen 
Köpfe in den USA, die Deutschland 
nicht abstraften, sondern bei der demo
kratischen Wiedergeburt helfen woll-
ten: Marshallplan statt Morgenthau. 
Nicht uneigennützig, gewiss, aber weit-
sichtig. Dazu die geniale Idee, junge Menschen aus Deutschland für ein Jahr in ameri-
kanischen Familien aufzunehmen und auf amerikanische Schulen gehen zu lassen.

Die Begegnung mit dem „American Way of Life“ war ein Schock und eine aufregende 
Entdeckung zugleich. Da war der verblüffende Wohlstand einer Arbeiterfamilie, die 
sich zur Mittelklasse zählte und Dinge besaß, die ein deutsches Nachkriegskind aus 
einer Flüchtlingsfamilie allenfalls vom Hörensagen kannte – vom großen, immer gut 
bestückten Kühlschrank bis zum Motorboot. Noch beeindruckender war die Locker
heit des Lebensstils, die egalitäre Kultur und die positive Grundhaltung, jenes „Du 
bist okay, ich bin okay“, das sich so wohltuend von den dunklen Schatten und den 
psychischen Vernarbungen der Kriegsgeneration in Deutschland unterschied.

Das sind die hellen Seiten der deutsch-amerikanischen Nachkriegserzählung. Sie 
ließen sich verlängern, etwa um Kennedys legendäres „Ich bin ein Berliner“ bei 
seinem Besuch in der geteilten Stadt kurz nach dem Mauerbau. Das war 15 Jahre 
nach der Berliner Luftbrücke, mit der die Amerikaner Westberlin aus der sowjeti-
schen Umklammerung gerettet hatten. Und doch gab es immer auch eine Kehrseite 
in den deutsch-amerikanischen Beziehungen.

Es ist leicht, mit dem Finger auf 
die USA zu zeigen. Und doch 
sind sie bis heute das Ankerland 
einer liberalen Weltordnung. 
Europa braucht Amerika – 
und Amerika braucht Europa.
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Wie kein anderes Land rufen die USA Bewunderung und Abneigung hervor. Schon 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts galt Amerika vielen deutschen Nationalkonservativen 
als abschreckendes Beispiel für die Seelen- und Kulturlosigkeit einer dem Kommerz 
verfallenen Gesellschaft. Den Vordenkern der „konservativen Revolution“ waren die 
USA der Inbegriff der kapitalistischen Moderne, die dem Götzen des technischen 
Fortschritts huldigt und vom Geld regiert wird, eine oberflächliche, „durchrasste“ 
Gesellschaft ohne Tradition, Tragik und Tiefe. Je stärker das aufstrebende Deutschland 
die technischen und kulturellen Innovationen der USA adoptierte, desto heftiger die 
antiamerikanischen Ressentiments. 

Auch große Teile der 68er hatten ein gespaltenes Verhältnis zu den USA. Einerseits 
sog unsere Generation die Impulse aus Amerika auf wie ein Schwamm: Blues und 
Rock, Love & Peace, Martin Luther King und die Bürgerrechtsbewegung, die Protest-
kultur an den Hochschulen. Zugleich huldigte die 68er-Linke einem vehementen 
Antiamerikanismus, verpackt in eine antiimperialistische Ideologie. Zu den popu
lären Sprechchören auf den Vietnam-Demonstrationen gehörte „USA – SA – SS“.  
Man braucht keine tiefenpsychologischen Verrenkungen, um in der Gleichsetzung 
der Vereinigten Staaten mit dem Hitlerfaschismus den Wunsch nach historischer 
Entlastung zu sehen. 

Auch in den Protesten der Friedensbewegung gegen das militärische Eingreifen 
der USA im Kosovo-Krieg und die Irak-Intervention wiederholte sich das Narrativ 
vom „angloamerikanischen Bombenterror“, das wir von Eltern, Onkeln und Tanten 
kannten. Unterhalb der offiziellen Rhetorik von „unseren amerikanischen Freunden“ 
gab es eine andere Lesart, die in den USA den ungeliebten Vormund sah, mehr 
Besatzungsmacht als Schutzmacht. „Ami go home!“ war ein beliebter Slogan links 
wie rechts. 

Machen wir uns nichts vor: Auch heute gibt es einen fruchtbaren Boden für die 
Abkopplung von Amerika. Sie kleidet sich gern in die Formel von der „europäischen 
Souveränität.“ Die Präsidentschaft Trumps war eine ideale Nährlösung für diese 
Bestrebungen. Alle Vorurteile über das „kaputte Amerika“ schienen durch die Realität 
bestätigt. Die Wahl Bidens wirft ein anderes Licht auf dieses große widersprüchliche 
und faszinierende Land. Sie war ein Triumph der Demokratie, vielleicht der wich-
tigste seit der friedlichen Revolution von 1989/1990. Das Versprechen auf gleiche 
Freiheit aller, auf Selbstbestimmung und das Streben nach Glück bleiben die große 
Erzählung Amerikas für die Welt.

MARIELUISE BECK •  RALF FÜCKS
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Es ist leicht, mit dem Finger auf die USA zu zeigen. Und doch sind sie bis heute das 
Ankerland einer liberalen Weltordnung. Europa braucht Amerika und Amerika 
braucht Europa. Das gilt erst recht angesichts des Aufstiegs autoritärer Mächte, 
vorneweg China. Ja, Europa muss mehr Verantwortung für die eigene Sicherheit 
übernehmen und seine Interessen selbstbewusst vertreten. Zugleich ist uns Ame-
rika unendlich viel näher als die Verächter von Demokratie und Menschenrechten 
in Peking, Moskau oder Teheran. Wir wären Narren, wenn wir die ausgestreckte 
Hand der Biden-Harris-Administration nicht ergreifen würden. In diesem Sinne: 
Welcome back, America! 
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Die deutsche Einheit aus amerikanischer Sicht

1989 glaubten die USA, dass ein geeintes, demokratisches Deutschland – eingebun-
den in die NATO und eine stärker integrierte EU – gut für die Deutschen, die ande-
ren Europäer und die Welt wäre. Damals wie heute bin ich überzeugt: Deutsche 
und Amerikaner profitieren von einer strategischen Zusammenarbeit. Ein Ausein-
anderdriften wäre töricht.

Am frühen Abend des 12. Dezember 1989 fuhr ich mit Außenminister James Baker 
zu einem kleinen informellen Treffen mit Pastoren und führenden Laien der evan
gelisch-lutherischen Kirche, das in der Nikolaikirche in Potsdam stattfinden sollte.  
Ich erinnere mich daran, dass ich ziemlich angespannt war, als wir langsam von West 
Berlin aus über die enge Glienicker Brücke fuhren – den berühmten Ort für den 
Austausch von Agenten –, auf den dunklen und leeren Straßen des Ostens, geleitet 
von einem einzigen kleinen Volkspolizeiauto der Marke Wartburg, auf dessen Dach 
ein fahles blaues Licht leuchtete, so schwach, dass es jeden Moment auszugehen 
drohte.

Wir fuhren in den Osten, um einige der mutigen Führungspersönlichkeiten der fried-
lichen ostdeutschen Reformbewegung zu treffen. Die Berliner hatten die Mauer nur 
einen Monat zuvor zu Fall gebracht. Wir wollten in direktem Kontakt die Ansich-
ten dieser unerschrockenen Dissidenten hören. Außenminister Baker hatte bereits 
mit Hans Modrow gesprochen, dem letzten Regierungschef der DDR, um Pläne für 
rasche, faire und freie Wahlen zu fördern, und wir wollten uns auch mit der Opposi
tion treffen, um den mutigen Anhängern der Protestbewegung und der deutschen 
Selbstbestimmung US amerikanische Unterstützung zu signalisieren.

Robert B. Zoellick
• Senior Counselor, Brunswick Group, Washington, D.C. 

Senior Fellow, Belfer Center for Science and International Affairs, 
Harvard University‘s Kennedy School of Government
Präsident, Weltbank 2007-2012
Vize-Außenminister der Vereinigten Staaten 2005-2006
Handelsbeauftragter der Vereinigten Staaten 2001-2005

•	  
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• 
• 
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Die evangelischen Pastoren sprachen anrührend über ihr Anliegen, ihre sanfte 
Stärke beeindruckte mich. Ich selbst bin in einer lutherischen Gemeinde in Amerikas 
Mittlerem Westen aufgewachsen und war gerührt, als ich beim Durchblättern des 
Gesangbuchs in der kalten Kirche so viele Lieder wiedererkannte. Die Sprecher auf 
diesem Treffen in Potsdam übertrafen bei weitem alle, die ich als Junge gehört hatte!

Die Geistlichen und Gemeindevorsteher erläuterten, welche Hoffnungen sie für die 
Zukunft hegten. Ihre Vorstellungen und Wünsche bezüglich eines „Dritten Wegs“ 
schienen vage, sogar entrückt. In dem Bemühen um ein besseres Verständnis fragte 
ich: „Und was wünscht sich Ihre Kirchengemeinde?“ Die Pastoren lachten und ant-
worteten: „Oh, die wollen das, was sie im Westfernsehen sehen!“ Ich machte mir eine 
gedankliche Notiz: „Wenn es zu einer freien Entscheidung kommt, wird die deutsche 
Vereinigung vermutlich eine Übernahme durch den Westen, nicht ein Zusammen-
schluss zweier Staaten auf Augenhöhe werden“, so war meine Überlegung.

Früher am selben Tag hatte Außenminister Baker im Berliner Presse Club im Steigen
berger Hotel, nicht weit vom Brandenburger Tor entfernt, eine bahnbrechende Rede 
mit dem Titel „A New Europe and a New Atlanticism (Ein neues Europa und ein 
neuer Atlantizismus)“ gehalten.

Zwei Wochen zuvor hatte Bundeskanzler Helmut Kohl alle mit seinem Zehn-Punkte-
Plan für eine deutsche Föderation überrascht. Danach sprühten die Funken in alle 
Richtungen, Präsident Michail Gorbatschow brachte seine Frustration darüber 
zum Ausdruck, als er Präsident George H. W. Bush wenige Tage nach Kohls Ankün-
digung auf Malta traf, und auf dem NATO Gipfel und dem Treffen der Staats- und 
Regierungschefs der Europäischen Gemeinschaft Anfang Dezember wurden die 
Westdeutschen mit heftigen Beschwerden und Debatten konfrontiert. Die Vereinig-
ten Staaten begrüßten die Idee einer friedlichen, demokratischen Vereinigung, tat-
sächlich hatte Präsident Bush schon in einem Interview Anfang Mai seine Unterstüt-
zung für die Vereinigung signalisiert. Nachdem Kanzler Kohls Initiative das politische 
Fahrwasser ordentlich aufgewühlt hatte, schlugen wir vier Prinzipien vor, welche die 
Unterstützung für die Vereinigung mit der Herstellung eines Sicherheitsgefühls für 
die anderen Staaten verbanden. Sowohl die NATO als auch die Europäische Gemein-
schaft nahmen diese Prinzipien auf ihren Gipfeln an.

Die Berliner Rede von James Baker bettete unsere Prinzipien für die Vereinigung in eine 
breiter angelegte Architektur für ein geeintes und freies Europa ein. In ihr beschrieb 
Baker konkrete Schritte, um die Sicherheit der NATO und Europas zu garantieren. 

65



ROBERT B . ZOELLICK

Baker begrüßte ferner die zentrale Rolle der Europäischen Gemeinschaft bei der Gestal-
tung des neuen Europas und er schlug engere institutionelle Verbindungen zwischen 
den USA und der EG vor, in einer Zeit, in der die europäische Integration vertieft und 
erweitert wurde. Die Vereinigten Staaten sahen letztlich auch eine stärkere Rolle für 
die KSZE und den Helsinki Prozess im Hinblick auf die Förderung der Zusammen-
arbeit zwischen West und Ost, Sicherheitsthemen und freie Wahlen vor.

James Bakers Rede und sein Besuch in der Nikolaikirche in Potsdam standen für die 
beiden einander verstärkenden Themen der US amerikanischen Diplomatie in Bezug 
auf die deutsche Vereinigung: erstens, eine geschichtsbewusste Strategie, die zudem 
den Aufbau einer außenpolitischen Architektur sowohl für die Vereinigung als auch 
für die spätere Zukunft umfasste, zweitens, ein Fingerspitzengefühl für die vor Ort 
wirkenden, vom deutschen Volk angetriebenen Kräfte, von denen der Impuls für die 
Vereinigung ausging.

Die meisten Retrospektiven auf das Ende des Kalten Krieges in Europa konzentrieren 
sich auf die Russische Frage, auf das Schicksal von Gorbatschow und das der UdSSR. 
Im Gegensatz dazu galt die oberste Priorität der USA in diesem Zusammenhang stets 
der deutschen Frage. Deutschland, unser Verbündeter, hatte Vorrang.

Vom 17. Jahrhundert bis ins Jahr 1871 lautete die deutsche Frage, welchen Einfluss die 
Nachbarreiche auf die vielen deutschen Kleinstaaten und Fürstentümer in der Mitte 
Europas ausübten. Nach 1871 bestand die deutsche Frage darin, wie mit dem neuen 
mächtigen deutschen Staat im Herzen Europas, einem Land ohne sichere natürliche 
Grenzen, umgegangen werden sollte.

Nach zwei Weltkriegen wurde 1949 die deutsche Frage dadurch gelöst, dass der 
deutsche Staat in zwei verkleinerte Staaten aufgespalten wurde, wobei die demo
kratische Bundesrepublik Deutschland in Westeuropa integriert und zum Verbün
deten der Vereinigten Staaten wurde.

1989 glaubten die Vereinigten Staaten, dass ein geeintes, demokratisches Deutsch
land – eingebunden in die NATO und eine stärker integrierte Europäische Union – 
gut für die Deutschen, die anderen Europäer und die Welt wäre. Wir waren auch der 
Überzeugung, dass eine solche Architektur die östlichen und westlichen Nachbarn 
Deutschlands beruhigen könnte.
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Anders als manche Mitglieder der Regierung Reagan glaubte das Team von Präsi
dent Bush nicht, dass der Kalte Krieg in Europa wirklich beendet wäre, bevor 
der ursprüngliche Grund des Konflikts – die Spaltung Berlins, Deutschlands und 
Europas – friedlich überwunden sein würde.

Darüber hinaus waren die USA mit ihrer Strategie bereits während der sich überstür-
zenden Ereignisse von 1989 und 1990 darum bemüht, einer anderen Lehre aus der 
Geschichte Rechnung zu tragen: Wir wollten das vermeiden, was wir einen „Versailles 
Sieg“ nannten, d. h. eine Regelung, wie sie nach dem Ende des Ersten Weltkriegs 
getroffen worden war, die schon die Saat ihrer eigenen Zerstörung in sich trug. Wir 
wollten für Deutschland eine Vereinigung ohne Diskriminierung – wir benutzten 
den Begriff „Singularisierung“ –, denn diese hätte bei künftigen Generationen von 
Deutschen vielleicht Ressentiments hervorgerufen. Und die Entwicklungen der jün-
geren Zeit in Mittel- und Osteuropa haben gezeigt, wie Ressentiments, Erinnerungen 
an die Geschichte und Ängste zu Streitigkeiten führen und Vorwände liefern können, 
die sich Potentaten gerne zunutze machen, um Spaltungen herbeizuführen.

Ferner ging es uns darum, der Sowjetunion, später Russland, Sicherheit zu vermit-
teln. Die US amerikanische und die deutsche Einigungsdiplomatie waren bemüht, 
Moskaus Sicherheitsinteressen, Grenzen und politische Stellung zu wahren. Die 
G7 Staaten, insbesondere Deutschland, stellten außerdem substanzielle finanzielle 
Unterstützung zur Verfügung. Wir waren jedoch nicht der Auffassung, dass die 
Vermittlung eines Sicherheitsgefühls so weit gehen sollte, ein Kondominium zu 
errichten, das Russland die Kontrolle über die baltischen Staaten und andere ost-
europäische Nachbarn ermöglichen würde. Und wir erkannten an, dass die Zukunft 
Russlands hauptsächlich von den Entscheidungen der Russen selbst abhing.

Die US Diplomatie in den Jahren 
1989/1990 erkannte an, dass wir unsere 
historischen und strategischen Pers
pektiven mit einer scharfsinnigen 
– und pragmatischen – Einschätzung 
der jeweiligen aktuellen Bedingungen 
vor Ort in Deutschland in Überein-
stimmung bringen mussten. Das deutsche Volk – sowohl in Ostdeutschland als auch 
in Westdeutschland – war zu einer diplomatischen Kraft geworden. Die Berliner 
hatten 1949, 1953 und 1961 gezeigt, was in ihnen steckt, sie hatten die Hauptstadt des 
Dritten Reichs in die Stadt der Freiheit verwandelt. 1989 riskierten die Ostdeutschen 

Die Berliner hatten 1949, 1953 
und 1961 gezeigt, was in ihnen 
steckt, sie hatten die Hauptstadt 
des Dritten Reichs in die Stadt 
der Freiheit verwandelt.
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